












































































südafrikanischen Staatshaushaltes verzichtet die Bundesre­
gierung also auf Steuereinnahmen in Milliardenhöhe. 
Diese massive wirtschaftliche Unterstützung der Bundes­
republik für das Apartheidregime erschütterte die Glaubwür­
digkeit der Behauptung der Bundesregierung, Gegner der 
Apartheidpolitik zu sein. Noch heftigerer Kritik aber sah sie 
sich ausgesetzt, als das Ausmaß der westdeutsch-südafrika· 
nischen Zusammenarbeit auf atomaren und konventio nell­
militärischem Gebiet bekannt wurde. 
Auf unterschiedlichsten Wegen (teils über Koproduktion mit 
französischen Riistungskonzernen, teils über Umwege über 
Spanien oder Israel) gelangten in der Vergangenheit Rü­
stungsgiiter aus der Bundesrepublik nach Südafrika 137 
Panzer-SchwerstlTansporter. UN IMOG·Militärfahrzeug,e, Mi­
litärhubschrauber vom Typ BO-I05, Korvetten, Kon;struk· 
tionsentwürfe ftir Schnellboote, Spezialmotoren, Transall· 
Flugzeuge, Milan·Raketen, Airbusnugzeuge, Panzer. Radar· 
ausri.istungen usw.). Eine Reihe von bundesdeutschen Fir· 
men steHt in Südafrika Kriegsgerät her. 
Von besonderer Bedeutung und eine potentielle Bedrohung 
für ganz Afrika ist die übermittlung von wissenschaftlichen 
und technischen Kenntnissen zur Entwicklung eines Trenn­
düsenverfahrens zur Atomanreicherung (siehe Kasten zum 
Atomkomplolt) durch bundesdeutsche Stellen und Firmen 
(STEAG, Gesellschaft für Kernforschung Karlsruhe). Die 
wissenschaftlich·technische Kooperation auf 
Gebiet vollzieht sich im Rahmen eines Kulturabkommens 
zwischen der BRD und Südafrika (Wortlaut siehe Kasten), 
das bereits am 25.12.1963 in Kraft trat und bis heute gültig 
ist. 3 

Auch nach der Verhängung eines bindenden Waffenembar· 
gos durch den Sicherheitsrat der Vereinten im 
Jahre 1977 geht die militärische Unterstützung durch die 
Bundesrepublik weiter, teils durch Produktion vor Ort, teils 
über Umwege, wie am Beispiel der Lieferung einer Muni­
tionsabfüllanlage unter Beteiligung der westdeutschen Firma 
Rheinmetall bekannt wurde. 4 

Wandel durch Handel? 

Abgesehen davon. daß sich die Bundesregierung bis heute 
einer restriktiveren Auslegung des UN-Waffenembargos 
widersetzt. kann eine volls tändige Unterbindung der Beteili· 
gung westdeulScher Konzerne am Aufbau und der Stärkung 
des rassistischen Militärapparats mit Sicherheit nur da:nn ge· 
währleistet werden, wenn dem Waffenembargo ein umfas· 
sender, vor allem auch wirtschaftlicher Boykott des Rassi­
stenregimes folgt, wie er von der überwältigenden nlc:hrheit 
der internationalen Gemeinschaft und besonders den Staa­
ten des unabhängigen Afrika seit Jahren gefordert wird. Bis· 
her stand die Bundesregierung in den Vereinten Nationen 
jedoch stets auf Seiten derjenigen. die alles daran setzten, 
umfassende und bindende Sanktionen gegen Südafrika zu 
verhindern. 

Teils als Reak t ion auf den wachsenden internationalen 
Druck. teils zur Legitimation der fortgesetzten wirtschaft· 
lichen Beziehungen und zur Verhinderung von Sankt ionen 
hat die Bundesregierung ihre Südafrikastrategie und die ihr 
zugrunde gelegten Leitlinien in den vergangenen jahren in 
gewissem Maße modifiziert, um sie den neuen Bedingungen 
im Südlichen Afrika anzupassen. Begnügte man sich Anfang 
der 70er jahre noch mit der Doktrin, man solle "Handel 
und Politik nicht ohne Not koppeln" (Willy BrandI). Politik 
und Wirtschaft seien sozusagen zwei strikt voneinander zu 
trennende Dinge, so wird seit den Siegen der Befreiungs­
bewegungen in Angola und Moc;ambique verstärkt "fried· 
licher Wandel" im Südlichen Afrika propagiert. 
Im Rahmen dieser Konzeption des "friedl ichen Wandels" 

Kulturabkommen BRO-Südafrika 
Oie Bundesrepublik Deutschland und die Republik Siidafrika, in 
dem Beureben. eine freundschaftliche Zusammenarbeit auf kultu· 
rellem Gebiet zu pnegen und dadurch das gegenseitige Verständnis 
z"ischen beiden Völkern zu fördern. haben folgendes vereinbart: 
Artikel I 
Die Vertragsparteien werden sein, 
(a) den Austausch von Hochschultehrern, Dozenten. Lehrern. For· 

schern, Studenten, journalisten und anderen empfohlenen Per· 
sonen; 

(b) die Zusammenarbeit zwischen wissenschaftlichen und kutturet· 
len Einrichtungen und Zusammemch!ijssen beider Länder: 

(c) gegenseitige BC5uche ausgewählter Einzelpersonen und Perro· 
nengruppen zur Förderung der kulturdien Zusammenarbeit; 

(d) die Zusammenarbeit zwischen anerkannten Jugendorganisatio· 
nen beider Länder 

zu erleichtern. 
Artikel 2 
Die Verlragsparteien werden bemliht sein, sich dabei zu 
unterstützen, ihren Vötkern die Kenntnis der Kultur des anderen 
Landes zu vermitteln, und dies insberondere durch: 
(a) Bücher (unter Einschluß VOn Lehrbüchern), Zeitschriften und 

Veröffentlichungen: 
(bJ Vorträge; 
(c) Konzerte; 
(d) Kunst- und sonstige Ausstellungen; 
(e) Theateraumihrungen; 
(f) Ton· und Fernsehfunk, Filme und andere technische Aus­

drucks· und Verbreitungsmillcl; 
(g) Zusammenarbeit auf dem Gebiet der geschichtlichen Forschung 

und Benutzung von Archiven. 
(Quelle: InformationsdiellSt SUdJichesAfrika, Bonn. Nr. 12/ 1979, 
S. 

sollen Wirtschaftsbeziehungen nun genau umgekehrt als 
Hebel zur HerbeifUhrung von Korrekturen am bestehenden 
politischen und sozialen Herrschaftsmechanismus des Apart· 
hcidsystems fungieren. " Ich sage ganz offen", so Klaus von 
Dohnany, Staatsminisler im Auswärtigen Amt, "wir wollen 
Wandel in Südafrika durch Beziehungen. Wir wissen, daß 
diese Politik nur durchzuhalten ist, wenn Wandel eintritt. 
Wir hoffen, daß uns nicht eines Tages das Verhalten der 
südafrikanischen Regierung zwingt, viel weiterreichende 
Maßnahmen (als dic Zustimmung zum Waffenembargo oder 
zum E.G-Kodex: d. Verf.) zu ergreifen. "5 
Im Zusammenhang mit dieser Strategie des "Wandels durch 
Beziehungen" bleibt das Apartheidregime paradoxerweise 
der entscheidende Träger tatsächlich oder vermein tlich er· 
hoffter Veränderungen in Südafrika. Abgesehen von dem 
Trugschluß. ein Gewaltregime ließe sich ohne Gegengewalt 
zu substantiellen Veränderungen veranlassen, setn die Bun· 
desregierung somit weiterhin da auf guten Willen und Ver· 
'licht auf Sanktionen, wo handfeste strategische und Profit· 
inlercssen im Spiel sind. Dies läßt seinerseits wiederum nur 
den Schluß zu, daß die möglichst reibungslose Durchsetzung 
eben dieser Interessen nach wie vor das Oberzid der west· 
deutschen Südafrikapolitik ist. 
Anmerkungen: 
I) Zit. nach: Informatiorudienst Afrika. 80nn, Nr. 

1()"llfl978, S. 18 
2) Die voT$tehenden Zahtcnangaben basierCll zumeist auf Recher· 

chen von Wolff Gcisler und GOllfried Wclmer. in: Infonnations· 
dienst Südliches Afrika, Nr. ll-t2/1980, S. 19f. und: G. WeUmer. 
Westdeutsche Bankanleihen an das Apartheitsystem, Diskussions­
papier für das Seminar der AAS in Ulm vom 3. - 5. April 1981 
(Photokopie) 

3) Ausflihrlieh siehe zuletzt: ERWIDERUNG. Antwort auf ein De­
menti der Bundesregierung zur militarisch·nuktearen Zusammen­
arbeit ßundcsrepublik Deutschland - Südafrika, hrsg. von der 
Anti·Apartheid-Bewegung (AAB), Bonn, Dezember 1979 

4) Vgl. Bruch d.-s Waffenembargos gegen SUdafrika. Zum Beispict 
RheinmelalJ, Prcssemitteilung der Anti·Apartheid·Bewegung 
(AAB), 80nn. t3.8.1980 

5) Buttclin des Preuc- und Informationsamts der Bundesregierung. 
Bonn, NT. 9/25.1. t 979 
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Boykottiert das Apartheidsystem 

Für bindende Wirtschaftssanktionen 
Oie Forderung nach der Verhängung umfas­
sender und bindender Sanktionen gegen 
Südafrika gehört zu den untralen Orientie­
rungen der Solidarilätsbewcgung in der Bun­
desrepuhlik und weltweit. Dazu gehört die 
Aufforderung an die Bundesregierung, sich 
den diesbezüglichen Bestrebungen in den 
Vereinten Nationen nicht länger zU widerset­
zen, aber auch die Entwicklung vidfältiger 
Aktionen gegen diejenigen bundesdeutschen 
Konzerne und Banken, die in Südafrika Nie­
derlassungen untcrhalt,m undlode. das 
Apartheidregime direkt finanzieren (siehe 
Beitrag von R. Falk in diesem Heft). 
Eine Kunbroschiire zum Thema "Wirl­
schafusanklionen gegen Südafrika" ist beim 
Antiimperialiuischen Solidaritätskomitcc -
ASK (Mainzer Landsn. 15, 6000 Frankfurtl 
Main) zu beziehen.. Darin finden sich U.a. ei­
ne Begründung der Notwendigkeit wirtschaft­
licher Sanktionen. eine Obenicht über die 
Tätigkeitsbereiche der wiehtigsten westdeut­
schen Konzerne in Siidafrika. ein überblick 
über die Arbeitsbedingungen in den Filialen 
internationaler Konzerne und Aktiomvor­
sehlägc für die Arbeit vor On. 
Das ASK stellt weiterhin ein Pla.k:It und ei­
nen AufklebeT zur Forderung naeh Wirt­
schaftssank tionen. 

Krügerrand-Boykott 
Ober 35% der westdeutschen Südafrika­
Importe sind Krügcmmd-Goldmünzen. Mit 
dem Verkaufserlös finanziert das Apartheid­
regime einen Teil seiner Unterdrückungs- und 
Aggressionspolitik. 
Unter dem Motto ,.Kriigerrands sichern 
Apartheid" hat deshalb U.a. die Anti-Apart­
heid-Bewegung - AAB (Blücherstr. 14,5300 
Bonn) zum Boykott dieser Goldverkäufe auf­
gerufen. Die AAB hat duu eine Broschüre, 
ein Plakat und ein Standardnugblatt heraus­
gebracht_ Die Broschüre enthält eine ausführ­
liche Hintergrundinformation und Aktions­
vorschläge. 
Fast alte bundesdeutschen Banken finan~ie­
ren über den Krügerrand-Verkauf hinaus 
durch Anleihen und Kredite das Regime in 
Pretoria. Aktioll!;vorschlägc gegen diese Prak­
tiken sind zuletzt auf einem AAB-Seminar 
entwickelt worden, dessen Ergebnisse eben­
falls über obige Adresse bc~ogen werden 
können, 
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Stoppt die atomare Zusammenarbeit! 
Im November 1918 machte ein internationa­
ler Kongreß gegen die atomare Zusammenar­
beit >:wischen der Bundesrepublik und Süd­
afrika in Bonn auf die fortgesetzte Unterstüt­
zung des Rassistenrcgimes auf diesem Gebiet 
aufmc'rksam. Der Kampf fur die Unterbin­
dung dieser Beziehungen gehört seither zu 
den wichtigsten Orientierungcn der Solidari­
täUbewegung. 

Einen ProtokoUband dieses Kongresses hat 
die A.AB herausgebracht, ebenso eine aus­
ftihrli<:he Erwiderung auf das BonMr Demen­
ti, d.h. von der Bundesregierung herausgege­
bene Broschüre_ In der Erwiderung der AAB 
werde'n erneut detaillierte Beweise rur die 
militärische und nukleare Zus.ammenarbeit 
bundt:sdeutscher Stellen und Firmen mit 
Slidaf rika vorgelegt, die auch nach dem War­
fencmbargo des UN-Sicherheiurats nach 
1911 weitergeht, 

Das ~(ulturabkommen auflc:üncllgen 
Ein großer Teil der wisseruchaftlich-teclmi. 
schen Zuarbeit rur die südafrikanische Atom­
indusltrie findet auf der Grundlage des 1963 
in Krall getretenen Kulturabkommens zwi­
schen der Bundesregierung und Südafrika 
stall. das immer noch gültig ist. In diesem 
Rahm.en fördert die Bundesregierung auch 
fa$sist.ische weiße Schulen in Südafrika, wer­
den "kulturelle" Begegnungen organisiert. 
findet ein reger Aunausch von Hochschul­
lehrern, Dozenten. Lehrern. Studenten, 
Schükrn und Journalisten stall. 

Eine Postkartenaktion fiir die unverzügliche 
Kündigung dieses Kulturabkommens, das in 
der Pliiambd eine .. freundschaftliche Zusam­
menarbeit" mit dem Aparthcidregime fest­
schreibt. organisiert deshalb die Aktions­
gruppe Freiheit für Nelson Mandela (c/o K. 
Schmidt und E. Mederake, Altenburger Stei­
ge 20,. 7000 Stuttgart 50). 

Fruchte-Boykott 
Seil einiger Zeit führt die Evangelische Frau­
enarbeit in Deutschland (Unterlindau 80. 
6000 Frankfurt/Main) eine Aktion ,.Kauft 
k,eine Früchte aus Südafrikal" durch. Die Ak­
tion will einen spezifischen Beitrag zur 
Durdlsctzung wirtschaftlicher Sanktionen 
leisten und VOr allem bei Hausfrauen ein ent­
sprechendes Problemhewußtscin schaffen 
helfen. 

Als .Aktionshilfen stellt die Evangelische 
Frauenarbeit Broschüren und Rundbriefe zur 
Verfügung. 

Freiheit für alle 
politischen Gefangenen! 

Nelson-Manclela-Kampagne 
Seit Jahren steht die Forderung nach der 
Freilassung des auf Robben !sland festgehal­
tenen ANC-Führers Nelson Mandela im Mit­
telpunkt weltweiter Aktivitäten zur Solidari­
tät mit den tausenden von Opfern der Apart­
heidjustiz. Als Anfang 1980 in Südafrika 
selbst binnen künester Zeit über 10_000 eine 
Petition zur Freilassung des prominenten Be­
freiungskämpfers unterschrieben, erhielt 
auch die Weltkampagne neuen Auftrieb. 
Hunderttausende fordern heute in aller Welt 
die Freilassung Nelson Mandelas und aller 
politischen Gefangenen Südafrikas. 
Auch in der Bundesrepublik soll diese Kam­
pagne verstärkt fortgeführt werden. Zur Uno 
terstützung diesbezüglicher Aktivitäten hat 
das ASK eine Broschüre mit dem Lebenslauf 
Nelson Manddas, wichtigen Redcauszügen 
und einem Situationsbericht über die Lage 
der politischen Gefangenen in Südafrika her­
ausgegeben. EI stellt darüber hinaus Plakate. 
Unterschriftenliuen. Protcstpostbrten (siehe 
auch die Beihcftung in der Mitte dieses Hef­
tes) sowie Mandela-Anstcckplaketten zur 
Verfijgung_ 

Stoppt die Todesurteile! 
Als erste Befreiungsbewegung hat der Afrika­
nische Nationalkongreß Südafrikas (ANC) 
kürzlich die Genfer Konvention über die Be­
handlung von Kriegsgefangenen (von 1914) 
unterzeichnet, in deren Zusatzprotokollen 
von 1971 festgelegt ist, daß Befreiungskämp­
fer als Kriegsgefangene zu behandeln sind, 
wenn sie dem Gegener in die Hände fallen. 
Trotzdem wird in letz ter Zeit einer wachsen­
den Anzahl von Mitgliedern der Guerillaein­
heilen des Umkhonto We Sizwe vOn der süd­
afrikanischen Rassenjustiz der Prozcß ge­
macht. Oft - wie z_B. 1981 im Fall der "Pre­
toria 3" - sind die Kämpfer von Todesurtei­
len bedroht, deren Vollstreckung dann durch 
internationale Proteste verhindert werden 
muß. Aktuelle Informationen und Orientic­
rungen stellt u.a_ das ASK zur Verfügung, 



Materielle Solidarität mit dem Be­
freiungskampf! 

ANC-Scl'lule in Morogoro 
Die südafrikanischc Bdreiungsbewegung be­
nötigt zur Führung ihres Kampfes auch die 
materielle Unternützung der internationalen 
Solidariläubewegung. In AbslimmWlg mit 
dem ANC fUhrt das ASK deshalb eine Spcn­
denaktion zum Aufbau einer Schule für süd­
afrikanische Flüchtlinge in MorogorQ(ram.a­
nia durch, in der ein Teil derer, die nach dem 
Sowcto-Massaker 1976 ihre Heimat ~rlassen 
mußten, eine Ausbildung ruf ein sinnvolles 
u:bcn in einem befreiten Südafrika erhält 
(,iehe Rückseite di~$ Heftcs). 

Bis Mitte 1981 wurden vom ASK nahezu 
150.000 D~1 für die Schule in Morogoro ge­
sammelt. Weilere Gddspenden sind er­
wünscht auf das 
Sonderkonto Prof. wu.n, Po,ucheebml 
Frankfurt, NT. 527 055 . 602, Kennwort: 
Morogo.o 

ANC·Vertretung in Bonn 

Seil kurzem ist die südafrikanisehe Befrei­
ungsbewegung ANC in der Bundesrcpublik. 
mi! einem ständigen Vertreter präsent. Ober 
das Bonner ANC-Bliro (Post fach 190140, 
5300 Bonn 1) können weitere Materialien, 
u.a.. Broschüren, Plakate und das offizielle 
Organ des ANC "Sechaba", bezogen werden. 

Bücher 

Buchveröffentlichungen über Südafrika, zu­
mal von einer antiimperialistischen Position 
geschriebene, sind. im deutschen Sprachraum 
nicht allzu häufig. An Überblicks· und Ein· 
führungsdarstel1ungen liegen u_a. vor: 
• j. Ostrowsky(W. ~isler, Südafrika. RaMis· 
mus-l mperialism us-Bdreiungskampf . Eine 
Einführung. Köln (Pahl·Rugenstein) 1978 
• Südliches Afrika_ ~schichte, Befreiungs­
kampf und politische Zukunft. Ein kritisches 
Handbuch, :wsammengestellt von P. Ripken, 
West-Berlin (Wagenbach) 1978 
• Tribunal gegen Kolonialismus und Apart­
heid im Südlichen Afrika. Protokoll, Köln 
(Pahl·Rugenstein) 1975 
• E. Runge, Siidafrika - Ras.sendikta tur zwi· 
sehen Elend und Widerstand. Protokolle und 
Dokumente zur Apartheid. Mit einem Beitrag 

Südafrika -Solidarität 

Filme 
Ein gutes Mittel der öffentlichkeitsar­
beit flir das Südlichc Afrika ist die 
Durchführung enuprechender Filmwo­
chcn oder -tage. Es gibt inzwischen eine 
Reihe von Filmen, dic dabei VelWen­
dung finden können: 

Südafrika, das weiße Lager. Vereinte 
Nationen 1977, Regie: Peter Davis, 
58 Min. 
Sechs Tage in Sowcto, Großbritan­
nien 1977. Regie: Anthony Thomas, 
60 Min_ 
Denk an Cassinga, Angola 1979, Re· 
gie: G. Pagano, 20 Min. 
Wer fürchtet sich vonn schwarun 
Mann?, DDR 1976, Regie: Sabine 
Katins, 62 Min. 
Eint nicht, wenn sie Eure Hütten ab­
reißen, BRD 1980. Regie: Chris 
Austin, 55 Min. 
Folg' de r Straße des gelben Kuchens, 
Großbritannien 1979. Regie: Micha­
el Ryan, 25 Min. 
Oie südafrikanische Atome:<plosion. 
Großbritannien 1980, Regie: Mi­
chael Ryan, 45 Min. 
Als Söldner Südafrikas in Angola, 
Großbritannien 1981. CllI. 20 Min. 
Im Dschungd der Information, BRD 
1976, Regie: Dlriuiane Gerhardsl 
Malte Rauch, 45 Min. 
Die Liebe zum Imperium, BRD 
1978, Regie: Peter HeUer, 70 Min. 
Usambara, das Land wo Glaube ... , 
BRD 1980, Regie: Peter HeUer 

Die Filme können teilweise beim 
UNIDOC-Filmverleih (Danteur. 29, 
8000 München 19) bezogen werden. 
AuskWlft über die Beschaffung weiterer 
Filme zum Thema erteilt die AAB 
(Blüchentr. 14, 5300 Bonn 1), die in 
der Vergangenheit mehrere Fi lmwo­
chen durchgeführt hat. 

von DI. Oberst-Hundt, Reinbek bei Hambutg 
(rororo) 1974 
• Z. Domaranczyk{T. W6jcik, Vorhof der 
Hölle, Leipzig (Edition Leipzig) 1976 
• H. Jaenecke, Die weißen Herren. 300jah­
re Krieg und ~walt in Südafrika, Hamburg 
(Stern-Verlag) 1977 
Teilatpekte der südafrikanischen Wirklichkeit 
behandeln u.a.: 
• A. Sachs/H. Bernstein, Die Gesetze der 
Apartheid, Bonn (ISSA) 1976 
• G. WeUmer, Südafrikas Bantustans .:.... Ge­
schichte, Ideologie und Wirklichkeit, Bonn 
(ISSA) 1976 
• G. WeUmerl U. Weyll F. Wilson u.a., Wan­
derarbeit im Südlichen Afrika. Ein Reader, 
Bonn (ISSA) 1976 
Die Politik der Bundetrepublik wird beleuch­
tet in: 
• H. Bley/R. Tetzlaff (Hrsg.), Afrika und 
Bonn. Versäumnisse und Zwänge deu tscher 
Afrika·Politik, Reinbek bei Hamburg 
(ro roro) 19 78 
• W. Geisler/G. WeUmer. D~t-Investjtionen 
in Südafrika, Bonn (ISSA) 1981 
• ERWIDERUNG. Antwort auf ein Dementi 
der Bundesregierung zur militärisch-nuklea' 
ren Zusammenarbeit Bundesrepublik 

Deutschland - Südafrika, hrsg. von der AAB, 
Bonn (Eigenw: rlag), Dezember 1979 
Widerstand und Ikfreiungskampf gegen die 
Apartheid werden dargestellt in: 
• R. Falk/p. Wahl (Hrsg.), Befreiu ngsbewe­
gungen in Afrika_ Politische Programme, 
Grundsätze und Ziele von 1945 bis zur Ge­
genwart, Köln (Pahl-Rugenstein) 1980 
• R. Brückner, Süd afrikas schwane Zukunft. 
Die Jugendunruhen seit 1976 - ihre Ursa­
chen und Folgen, Frankfurt/fo.bin (Ouo 
Lcmbcck) 1977 
• H. Loth, Apartheid und Kirchen. Südafri­
kanische Kirchen im Widerstand. Köln (Pahl­
Rugenstein) 1977 
• A. Lerumo, Fünfz ig Jahre Kampf der 
Südafrikanischen Kommunistischen Partei 
1921-1971. Bcrtin/DDR (Dietz) 1973 

Schallplatten 

Ein wichtiges Mittel der Sympathiewerbung 
ftir den Befreiungskampf i$l südafrik anische 
Musik. Folgende Schallplatten sind empfeh· 
lenswert: 
• j ames Madhlope Phillips, mit dem Bremer 
Dlor ,.oie Zeitgenossen", INKULULEKO. 
Südafrikanische Freiheitslieder. 30 cm·LP. 
Pläne 1980 
• Konzert für Soweto. Mil$chniu eines ASK­
Solidaritätskonzerts 1980 (Beiträge von 
Bongi Makeba, J. PhiUips, Bremer Zeitgenos­
sen, jabula, Dollar Brand u.a.), 30 cm-Dop­
peI-LP. zu beziehen über: UN·Centre agains t 
Apartheid, Genf, Palais des Nations) 
• Abdullah Ibrahim (Dollar Brand),MATSI· 
DISO. piano-solo-liv<:, 30 cm-LP, Pläne 1981 

Mtri .... Mak .... ' S"mme im KAmpf 

Weitere Materialien 

Das ASK hat eine Reihe weiterer Materialien 
herausgegeben, 50 z.B. 
- ein Standardplakat .. Freiheit rur Südafri­
ka", 
- Aufkleber "Solidarität mit dem ANC" 
und .. Stoppt das Atomkomplou BRD-Süd­
afrika", 
- Standardflugblätter zu den v<:rschieden­
sten Themen. 
Das ASK vermittelt ferner Referenten ftir 
Südafrikaveranstaltungen und o rganisiert 
Vortragsreisen mit Vertretern der Befreiungs­
bewegungen aus dem Südlichen Afrika. 
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ANC·Schule in Morogoro 
Seit dem Aufstand von Soweto im Juni 1976 kamen Südafrikas 
Schulen und Colkges nicht mehr zur Ruhe. Seither floh überdies 
jährlich eine große: Anzahl vor allem schwarzer Jugeodlicher vor der 
zunehmenden Repression. Allein im Zeitraum von Januar 1915 bis 
Februar 1977 trafen im Nachbarland Bouwana nach UN·Recher­
chen mindestens 1.146 Flüchtlinge aus Südafrika ein, in der Mehr­
zahl Schüler; nach Swaziland flohen in einem halbenjahr (Oktober 
1976 bis Februar 1977) etwa 300 Schülerinnen und Schükr; Leso­
tho registrierte Anfang 1977 zwischen 800 und 1.000 Scltiiler auf 
Sckundarstufennil/Cau. 
So sucht ein erheblicher Teil der Geflohenen Anschluß an die Be· 
freiungsbewegung, also vor allem den Afrikanischen Nationalkon­
greß Südafrikas (ANC), was diesen vor große Probkme stellt: Den 
Geflohenen muß eine Ausbildung vcnninelt werden. Damit wird 
einer unmilldbaren Notwendigkeit entsprochen, aber zugkich 
auch ein langfristigcs Konzept umgesetzt. das darin besteht, diese 
Jugendlichen für die Führung des Befreiungskampfes ebenso Zu 
qual ifizieren wie für den Aufbau eines befreiten Südafrika. 
Diesem Ziel dient der Aufbau des ANC-Schulprojekts Muimbu 
nahe der tans.anischen Proviozstad t Morogoro. 
Die Integration von Lernen uod praktischer Arbeit in der Enie­
hungsarbeit des ANC orientiert sich an drei Zielen: ~r unmi!lel­
baren Unterstützung der eigenen Organis.ation bzw_ der zumindest 
teilweisen Sicherstellung eincr Sdbstver$Orgung vor allem mit land­
wirtschaft lichen Produkten. Das zweite Ziel ill die Vorbereitung 
auf den künftigen Einsatz beim Aufbau des befreiten Südafrika. 
Das dritte ist die Aufgabe, die "Trennung zwischen geistiger und 
handwerklicher Ausbildung sowie die künstliche Trennung von 
Künsten und Wissenschaften zu bekämpfen"_ 
Mit dem Bau dei S\hulkomplel<es bei Morogoro war im Herost 
1978 begonnen worden, auf dem Gelände einer ehemaligen Sisal· 
plantage, das dem ANC vom tansanischen Staat überlassen worden 
war. Der ANC wiU Tansania den fertigen Schulkomplel< schenken, 
wenn dieser - nach der Befreiung des ~leimatlandes - seine Funk­
tion ve rloren haben wird. 
Gegenwärtig werden bereits über 200 Jugendliche im Alter von 
9·32 Jahren von etwa ei ... em Du~end Lehrkräften unterrichtet - in 
meist noch behelfsmäßigen Gebäude .... die fruher berein zur Plan­
tage gehörten. Die Planung sicht vor, daß 1984 an die 900 Schille­
ri ... ru::n und Schiller unterrichtet werden. Sie werden untergebracht 
in mehreren bungalowähnlichen Wohnkomplexen. Der Unterricht 
findet in einem umrakn Komplex statt, der Unterrichuräume wie 
Spczialklassen für naturwissenschaft liche Fächer, Werkstätten und 
Räume für eine Handelsschule, Freizeit~inrichtungen und eine 
Bibliothek enthalten soll. Zusätzliche Einrichtungen wie ein Kin­
dergarten und eine Säuglingskrippe, eioe kleine Klinik. ein Theater. 
Sportstänen, eine Versammlungshalle, cin Kultur· und Freiuit· 
zentrum sind geplant. 

Der Fächerkatalog der ANC-Schule um faßt bereits auf Primar· 
stufenniveau ein Spektrum, das in Südafrika nicht vorkommt, u.a.: 
Englisch, Mathematik, Geschichte, GeogTaphie, Chemie. Physik, 
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Biologie, Allgemeioe Wissenschaft, Technisches Zeichnen und Ent­
wicklung der Gesellschaften; hinzu kommen die Dcruborientierten 
Kurse im handwerklichen oder geschäftlichen (Kaufmännisches, 
Verwaltung) Bereich_ Namentlich das Fach .. Entwicklung der Ge­
sellschaften" - und im Zusammenhang damit ein Kurs "Entwick­
lung des Befreiungskampfes in Südafrika" $Owie das Fach Gcschich­
te - dienen der politischen Schulung und Orientierung auf die 
RoUe im Befreiungskampf. Eine Auswahl der Themen lautet z.B_ 
$0: Ankunft des Kolonialismw;; Ursprünge der Philo$Ophie; natio­
nale Unterdrückung; nationale Befre iung und revolutionärer inter­
nationalismus. 
Ein wichtiges Element ste llt die demokratische Beteiligung der 
Schüler am Schulgeschehen dar. Es besteht ein SchüleraU$schuß, 
der sich aller wichtigen Angelegenheiten im Schulbereich annimmt 
und $einerse its im Schulauuchuß $Owie im Verwaltungsausschuß 
vertreten ist, zwei der Gremien, die zusammen mit dem Nationalen 
Erziehungsrat des ANC und dem Rat der ErLiehungsabtcilung die 
Abteilung für Erziehung und Kultur des ANC-El<ekutivausschusses 
bilden. 
Auf Eigeninitiative der Jugendlichen entstanden Theatergruppcn, 
ein Chor, wurden Gedichte und Lieder geschaffen und aufgeführt. 
Der Enthusiasmus der Schülerinnen und Schüler wie der in Planung 
und Lehre Tätigen ist für den Beobachter deutlich spürbar, unge­
achtet aller noch bestehenden Mängel und Unzulänglichkeiten vor 
allem im materiellen Bereich. 
Mit der Benennung der ANC-Schule in "Solomon Mahlangu Fr«­
dom eotlege" symbolisierte der ANC die Intentionen der Erzie­
bung in Morogoro. Solomon Mahlangu, ein am 6. April 1979 vom 
südafrikanischen Regime hingerichteter 22jährige ANC.Angehöri· 
ger, "verkörpert den Typus des Revolutionärs, der sich, wie wir 
hoffen, aus unserem College entwickeln wird". 

Helfen Sie beim Bau eincr Schule flir südafrikanische Flüchtlings· 
kinder! 
Spenden Sie fUr die Schule des ANC in Morogorol 
Sonderkonto Prof. Erieh Wulff 
,S2705,S-602 PschA Frankfurt/M_ 
Kennwort "Schule in Morogoro" 



Kolumbien 
Peter Garcia 

Der Stronn der Hungrigen 
Täglich sterben in Kolumbien auf dem Land mehr als 170 
Kinder durch Unterernährung. alleine gemäß offjzieller 
Schätzungen der Regierung. Dabei werden Nahrun!~smittel 
im Oberfluß produz iert - für den Export. 
Kann eine Familie von 130 DM leben? Das ist umgerechnet 
der gesetzliche monatliche Mindestlohn flir Landarbeiter. 
Nur, fast 60% der Landarbeiter erhalten noch wenjger als 
diesen Betrag; wenn sie nicht zu den Arbeitslosen gehören: 
jeder Zehnte hat keinen Arbeitsplatz. 
Von den 26.5 .\Ho Einwohnern Kolumbiens leben t:twa 10 
Mio auf dem Land. Fast die lIälfte der in der La.ndwirt· 
schaft Tätigen (46%) sind Landarbeiter ohne irgendwelchen 
Besitz an Grund und Boden. Weitere 45% müssen auf un­
wirtschaflichen Kleinstgütern ihren kargen Lebcnsuillterhah 
fristen. Demgegenüber stehen weniger als 3% der Eigen­
tümer, die über 60% der landwirtschaftlichen Nutznäehe 
verfügen. 
Nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht sind die Kleinbauern 
benachteiligt. Werden irgendwo Bodenschätze entd,~ckt, so 
sind sie die ersten, die ihr bißchen Land verlieren. Das Mili­
tär schreckt vor keiner Maßnahme zur entschädigungslosen 
Enteignung und Vertreibung der Kleinbauern zurück" bis h in 
zur physischen Vernichtung ganzer Familien, die ni,:ht frei­
willig gehen. 
Ein Beispiel: Der Texas Petroleum Company wurde 'von der 
kolumbianischen Regierung die Lizenz zur Ausbeutung der 
neuentdeckten Phosphor-Vorkommen erteil!. Zufallig be· 
rinden sich auf dem Gelände drei Dörfer; Puerto Rico, 
Doncello und EI Paujil. Das kolumbianische Militär ist mit 
der RäumWlg der Dörfer beauftragt - im unmittelb<lren In· 
teresse des US·Konzerns. Die Bauern zählen nicht: Das Mili· 
tär hat bereits fun f Einwohner EI Pauji ls ermordet, darunter 
ein Kind. 
Während d ie Kleinbauern nicht über die Mittel verfUllen, die 
Qualität ihrer Böden durch Maschinen oder Düngemittel zu 
verbessern, fördern das einheim ische Industrie· und Bank· 
kapital und die internationalen Monopole in ständig zu· 
nehmendem Tempo die Einführung kapitalistischer Produk· 
t ionsmethoden auf dem Großgrundbesitz. Etwa 5'0% der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse stammen heute bereits aus 
kapital is tisch bewir tschafteten Gütern, wobei sich delr Trend 
zur exportorientierten Monokultur unaufhaltsam durch· 
setzt. 
Durch die Zerstörung der Kleinbauernwirtschaften und die 
spätere Nutzung des Bodens für Exportkulturen si:nkt die 
Lebensmittelproduktion für den Inlandsbedarf sogalT in ab· 
soluten Zahlen. Wenn man sich dabei den jährlichen Bevöl· 
kerungszuwachs von über 2% vor Augen hält, hat man d ie 
Erkiärung, warum der Hunger immer größere Teile der ko· 
lumbianischen Landbevölkerung erfaßt und täglich 170 Kin· 
der sterben. 
Die unrentablen Kleinwirtschaften sind nicht in der Lage, 
mit den Latifundien zu konkurrieren. Das Ergebnis: jäh rl ich 
Zigtausende ruinierte Kleinbauern. Zusammen mit ihren 
Familien stellen sie neben den arbeitslosen Landarbeitern 
das Gros derjenigen. die den Ring der Elendsviertel um die 
großen Städte anschwellen lassen oder illegal in die Nachbar· 
länder, besonders nach Venezuela auswandern. 

Die Regierung versucht , mit einer halbherzigen Agrarreform 
und Siedlungsprogrammen den Zustrom der arbeits losen 
Landbevölkerung in die Städte einzudämmen. Aber diese 
bürgerliche Agrarreform ist längst am Widerstand der mit 
dem Monopolkapital verbundenen Großgrundbesitzer ge­
scheitert, deren Besitz unangetastet blieb. Die Zahl der 
Bauern, die Land erhielten. liegt bei etwa 120.000, darunter 
zahlreiche ohnehin besser gestellte Mittelbauern. Viele der 
Kleinbauern sind schon wieder ruiniert. 
Die Siedlungsprogramme sind ebensowenig geeignet, die 
Pt-obleme der Landbevölkerung :tU lösen. Die Siedler werden 
in vollkommen unwegsame Gebiete geschickt, ohne Infra· 
struktur, manchmal in reine Dschungelgegenden. die von 
Malaria und anderen Tropenkrankheiten verseucht sind. 
Fehlt normalerweise auf dem Land schon fast jede ärztl iche 
Versorgung, und gibt es ohnehin schon für 60% der Dorf· 
kinder keine ausreichende oder überhaupt keine Schulbil· 
dung. so kann man die Bedingungen in den Siedlungsge­
bieten nur als hoffnungslos bezeichnen. Die Siedler sind 
ohne Hilfe des Staates Krankheit und Hunger ausgesetzt. 
Aber die kolumbianischen Bauern und Landarbeiter nehmen 
ihr Schicksal nicht kampflos hin. Zur Verteidigung und 
Durchsetzung ihrer Rechte haben sie verschiedene Organisa· 
tionen gebildet, meist gegen den erbitterten Widerstand der 
örtlichen Machtorgane und der Latifundistas. Die beiden 
größten sind der kolumbianische Bauernbund ACC und die 
Nationale Förderation der Landwirtschaftlichen Gewerk· 
schaften (FENSA). 

Jedes org-... nisicrte Auftreten der Kleinbauern gegen einen 
landräuberischen Latifundista, jeder Streik der Landarbeiter 
flir bCllsere Löhne und menschenwürdigere Arbeits· und 
Lebensbedingungen wird von den Großgrundbesitzern als 
ein Angriff auf ihre halbfeudalen Privilegien gesehen. Aber 
zur Verteidigung dieser Privilegien brauchen sie ihre Hände 
nicht selbst mit Blut beschmieren. Denn ihnen steht der 
gesamte staatliche Unterdrückungsapparat zur Verfugung: 
Gerichte. Armee und Polizei. 
Eine Verbesserung der Lage der Landbevölkerung ist des­
halb nur zu erreichen, wenn die anachronist ischen Besilz­
und Machtverhältnisse auf dem Land grundsätzlich geändert 
werden. Immer mehr Campesinos sehen das ein und organi. 
sieren sich, wobei d ie Gründung der FENSA 1976 als Teil· 
gewerkschaflsverband der Gewerkschaftszentrale CSTC den 
Kampf der Bauern mit dem des bewußten Teils der Arbei· 
terklasse auch organisatorisch vereint. 

47 



Jemen 
Ghazi Sarhani 

Das Gespenst ei nes 
neuen Bruderkrieges 

Das Abkommen von Kuweit vom März 1979 haltte einen, 
wie wir uns erinnern, offenen Krieg zwischen der Regierung 
von Sanaa und der Nationaldemokratischen Fro:n! (FON), 
die von Aden (Südjemen) unterstützt wird, beendet. 

Zwei J ahre sind seit dem Ende dieses Krieges vergangen. 
während derer Sanaa und Aden versuchten, das Abkommen 
von Kuweit umzusetzen, das vor allem die Wie.dervereini· 
gung von Nord- und Südjemc:n vorsieht. Tatsächlich hatt en 
diese gemeinsamen Schritte in Richtung Einheit V<lr allem in 
der euten Zeit das Ziel, das Gespenst des Bruderkrieges zu 
beseitigen. Heute scheint es jedoch, wie Informationen aus 
dem Gebiet Suez anzeigen, daß sich dieses Gespenst erneut 
am Horizont des früheren "Glücklichen Arabien" abzeich­
neL 

Attacken auf die Oppositionsfront 

Die Risiken eines neuen Konfli kts zwischen Sanaa und Aden 
waren der Gegenstand einer Pressekonferenz , di!: Yahia al­
Chami, lei tendes I\litglied der FON, die die Opposition des 
Regimes in Sanaa repräsentiert, am 20.12. 1980 in Beirut 
",b. 

Im Verlauf der Pressekonferenz bes<::huldigte Yahi;a al-Chami 
Saudi Arabien , seine Verbündeten im Golfgebiet, die USA 
und Sanaa des Versu<::hs, eine bewaffne te Auseinanderset· 
zung zwischen den beidenjemen provozieren zu wollen. 
Dieses Krie~risiko wurde ebenfalls in einem kürzlich an den 
Präsidenten Hafez el-Assad gerichteten Brief behandelt, den 
Abou Bakr Badhib, Mitglied der Sozialistis<::hen Partei des 
Südjemen geschrieben hat, wie aus a rabischen diplomati­
schen Kreisen in Bcirut verlautete. Letztere b estätigten 
übrigens heftige Kämpfe zwis<::hen den regulären Truppen 
Sanajls und den von Riad ausgerüsteten Milizen einerseiu 
und den Kräften der FDN andererseits. Diese Kämpfe fan­
den Ende Dezember 1980 in den an Saudi Arabkn angren­
zenden Gebieten statt, aber j edenfalls nicht weit entfernt 
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vom Südjemen, dessen Regierung eine Ausweitung der 
Kämpfe in Richtung seiner Grenzen befürchtet . Letztere 
sind seil einiger Zeit S<::hauplatz zahlrei cher Zwischenfälle, 
die von den Milizen, die von den Saudis unterstützt werden, 
ausgingen. Außerdem, $0 notierten arabische Diplomaten in 
Beirut, hat die omanische Luftwaffe zum ersten Mal seit 
langer Zeit den südjemit ischen Luftraum über dem Sitz des 
Gouverneurs von Al-Mohrat verle tzt. 
Am 8. 12. 1980 hatte die FDN im Norden des Landes ein 
großes Volkst reffen organisiert, an dem zahlreiche Reprä­
sentanten der Bauern, der Stämme, der Händler, der Geist­
lichkeit und Delegationen der Gouvernera te von Saada, AI­
.Jouf und Al-Mahwit teilnahmen. 

Das Treffen "Abdel-Salam Damini", b enannt nach einem 
Unterhändler der FD~, der im August 1980 während eines 
Treffe ns mit Vertretern der Regierung umgebracht worden 
war, unterstrich unter anderem die Hauptforderungen der 
"Frontanhänger". Sie sind enthalten in dem mit dem nord­
jemenit ischen Präsidenten Ali Abdallah Saleh geschlossenen 
Vertrag vom 21.1.1980 und beinhalten vo r allem die Frei­
lassung a ller politischen Gefangenen, die Beendigung der 
Verhaftungs- und Mordkampagnen und Schaffung eines 
demokratischen Klimas und des Dialogs zwischen den ver­
schiedenen politischen Gruppen des Landes. 

Auf dem Treffen wurden ebenfalls d ie zahlreichen Erpres­
sungsmaßnahmen erörtert. die die Regierung gegen die Op­
position, aber auch gegen die eigenen Anhänger unter der 
Bauernschaft begeht. Bei d ieser Gelegenheit wurde beson­
ders die destfuklive RoUe Saudi Arabiens beklagt, das vo.r 
a llem die Bauern dUfCh die wahabit ische Miliz (Moslembrü­
der) ei nschüchtern läßt. 
Diese Milizen, die sich aus den Mitgliedern der nördlichen 
Stämme rekrutieren, verfUgen über gepanzerte Fahrzeuge 
und Artillerie. Sie zögern nicht, ganze Dörfer zu bombar­
dieren, die in Gegenden liegen, wo Sympathisant en der FON 
Schutz fi nden. Es handelt sich um Gegenden, die von 
Scheichs wie dem finsteren Abdallah al-Ahmar beherrscht 



werden, die ein Klima totaler Unsicherheit verbreiten und 
das Recht über Leben und Tod ihrer "Untertanen" haben. 
Diese Feudalherrscher ziehen ebenfalls den Zehnt ein und 
führen ein ertragreiches Schmuggelwesen mit Wiss,<':n des 
Staates. 
Die "Islamische Front", die von den Scheichs und ihren 
Miliun beherrscht wird, stellt in der Tat eine Gruppe dar, 
die von Riad finanziert wird und Druck ausüben soll, um die 
Politik der Annäherung an Aden und die Staaten Oste uropas 
zu $lÖren. Diese "Pressure Group" hat kürzlich erreicht. daß 
der Informationsminister Vehya al·Arachi, der von manchen 
als ein ,,gefahrlicher Liberaler" eingestuft wurde, gehen 
mußte. Das gleiche widerfuhr l-Iassan al-Makki, dem schwar­
zen Schaf Riads und ftihrenden nordjemenitischen Diploma­
ten. der im Zuge der Regierungsumbildung am 15.10_1980 
den Außenministerposten verlor. 
Das Hauptziel der Saudis besteht jedoch weiter darin, mit 
Hilfe seiner nordjemenitischen Strohmänner die Annähe­
rungsversuche zwischen der Regierung von Sanaa und der 
FDN systematisch zu hintertreiben. 
Die Regierung wird vertreten vom Präsidenten und General­
stabschef der Armee, Oberst Ali Abdallah Saleh. der sich in 
einer schwierigen Lage befindet. Für seine Armee, der er 
besondere Aufmerksamkeit schenkt, hat er sich. nicht ge­
scheut, den Saudis zu trotzen, indem er 80% ih.rer Ausrü­
stung aus der Sowjetunion bezog. Der Präsident verfügt 
außerdem noch über ein zusätzliche Stütze innerh:llb der 
Armee: die Offiziere aus den großen jemenitischen Stäm­
men und aus dem eigenen Stamm, dem der Sandjanes, die 
Mitglied der Konföderation der Hasched-Stämme sind. 
Letztere und die Vereinigung der Bakil-Stämme sind eben­
falls in der Person des Innenministers Moujah.ed Abu Cha­
warib und des Mitglieds der Gesetzgebenden Versammlung 
Abdallah Ben Hussein al·Ahmar in der Regierung vertreten. 
Aber die Armee ist quasi außerhalb eines Radius von 80 km 
um die Hauptstadt nicht präsent. Dort machen die .Milizen 
des Scheichs AI-Ahm ar das Gesetz. 
Was die Unterstützung seitens der Stämme betrifft, so sind 
sie einer der unsichersten Faktoren, da si<,: sowohl von Sau­
dis als auch von Mitglied<':m der FDN umworben w<':rd<':n. 
Letztere erfr<':ute sich großer Beliebtheit unter den St.ämmen 
und zählte zu seinen Mitglied<':m und seinen Führungskräf­
ten EI<,:ment<': der großen jemenitischen Stämme. Sie hat im 
Juli 1978 ebenfalls Militärs aufg<,:nommen, di<,: nach der Er­
mordung des Präsident<':n AI·Hamdi ausschieden und sich als 
seine g<,:istigen Erben betrachteten. 

Endlich v<':rftigt A1i Abdall'ah Sal<,:h eb<,:nso wie die FDN über 
ein<,: breit<,: Unterstützung seitens d<':r nordj<':menitischen In­
tdkktu<':ll<':n und Technokraten, die darauf bedacht sind, 
daß di<,: politischen und tiefen soziakn Rdormen, die der 
v<':TSchwund<':n<': Präsident AI-Hamdi initiiert<':, fortgeführt 
werd<,:n und di<,: von einem echten Wunsch nach nationaler 
Unabhängigk<':it, vor allem gegenüb<,:r den Saudis, besedt 
sind. 
Neben d<':r G<':meinsamkeit ihrer sozial<':n Basis sind sich Ali 
Abdallah Saleh und die Front noch über einige g<':meinsame 
Ziele dnig, die der Präsident selbst bei m<,:hrer<,:n Anlässen 
der Presse g<,:nannt hat. Si<,: lassen sich auf zwei Grundorien­
tierungen zurückführen: D<,:mokratisierung des politisch<,:n 
Lebens im Nordjemen und Annäherung an den Südjem<':n 
mit dem Zid ein<,:r Wiedervereinigung des Landes. 
In di<':sem Geist schloss<':n beide Parteien im Januar 1980 <,:in 
Abkomm<':n, in dem sich die Führer der FDN bereit erklär· 
ten, den von ihn<,:n kontrolliut<':n Radiosender zu schließen 
und das Erschein<,:n d<,:s Organs der FON ,Jemen" einzustel· 
kn. Als Gegenleistung hat die Regierung der Front erlaubt, 
offiziell die Woch<':nzeitung "AI·Amal" (Die Hoffnung) h<,:r­
auszugeb<':n, und sich dazu verpflicht<':t, ihr<': Militärangriffe 
zu beenden, ein Klima des d<':mokratischen Einverständnis­
s<':s zu schaffen und die politischen Gdangen<':n freizugeben, 
unter ihnen vor alkm Abdd-Warith, Abdel-Karim und Sul­
tan al-Karaehi. 

Aden schlagen 

Wenn auch nach der Unterz<':ichnung dieses Abkommens 
<,:in<,: fUhlbare Beruhigung eintrat und di<,: Regi<':rung tatsäch­
lich ein<': ,.Kommission des nationalen Dialogs" schuf, der 
A1i Abdallah Saleh. selbst vorstand, so wurden die politi­
sch<,:n Gefangen<':n doch. nicht freigdass<':n. Eher das Gegen­
teil trat cin, denn di<,: Festnah.men und sdbst di<,: politischen 
Mord<,: ging<':n weitC':r. 
Trotz der B<':mühungen der "Kommission des Dialogs", die 
Zusammenstöße zu verringern, konnten letzter<': nicht ein­
gedämmt werden. Im November 1980 fanden Kämpf<,: zwi­
seh<,:n den Regierungskräften und Frontanhängern in min­
d<,:stens 12 Ortschaften statt. Heute beginnen sich Anzei­
chen <,:in<,:s versteckten Bürg<':rkriegs abzuzeichnen. 
Alles scheint darauf hinzuweisen, daß der nordjemenilisch<': 
Präsid<':nt dem von Saudi Arabien ausgeübt<,:n Druck nicht 
widerstehen konnte, das d<':n Moment für eine Auseinand<,:r­
setzung mit dem Südjemen g<,:kommen sieht. Der Südjem<,:n 
wird, sowohl von Riad als auch von Washington als ein<': 
wichtige Bastion anges<':hen, in die man inv<':sti<':ren muß, um 
die westliche InteUss<':nssphär<': in di<':ser Region ausweiten 
zu können. ( ... ) 
Offensichtlich kann der nordjemenitisch<,: Präsid<':nt keine 
der im Abkomm<':n mit der FDN eing<,:gangenen Verpflich­
tungen hah<,:n ohne den Zorn d<,:r Saudis zu erreg<':n, das von 
Sanaa verlangt, daß <':s sich total der Richtung Riads an­
schließt. Desgleich<':n kann di<,: FON nicht mit v<':TSehränkten 
Armen d<,:n zahlr<,:ichen Vertragsbrüchen d<':r Regierung zu­
schauen - aus SclbstC':rhaltungstrkb. 
Aus diesen Gründen haben die Kämpfe über den Willen zur 
V<':rsöhnung und zum Verständnis g<,:siegl. Di<,: Eskalation 
der Gewalt könnte regionale Bed<,:ulung annahmen mit Ge· 
fahren im Hintergrund wi<,: einer direkt<':n oder indir<,:kt<':n 
InterVC':ntion der USA. 
Die Wahabiten (das saudiseh<,: Königshaus; d. Red.) - die 
mit dem Feuer spielen - wollen in dieser Angelegenheit den 
höchstmöglichen Profit aus d<,:r amerikanischen Präsenz am 
Golf zieh<,:n und d<':n USA dabei hdf<,:n. das Regime von 
Ad<':n zu d<,:stabilisieren. 
(Quelle: Afriqu<,: Asie, Paris, Nr. 230/1981. S. 12·13) 
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Türkei 

Erklärung der progressiven 
Gewerkschaft DISK 

Um gegen die Oppositionskrilfre auch auj1erJuJIh fh.er LllrlliesgTenun 
uor:;:ugehen hat die tiirlcische MilitiirjlHlta seit Beginn d.J: eint!! Reihe 
!IOn Erll1SSi!n und lieue" Gesetzen in KrtJ/t gesetzt. Unter A ..drohung 
von Ausbürgerung und Sippenhaft werden ins AuslDnd geflüchtete 
Gewerkschafter. PolitiJcer. Kunst· und Kullursclulffend e mit übn­
führten foschistuchen Mördern gleichgesetzt und aufge)'ordCl'I, sich 
den Mililiirbehörden zU stellen (siehe B. Bora .... lnteroiro; in AlB 
5/1981,5.19). 
DtJgegcn prouslieru:n atLf dem Landesinneren führend., Mitglieder 
des progressiue" GewerkschQjlsbundes DISK. Zu den Unl'er::eichnern 
des in Auuügen wiedergegebenen Dokuments gehören 11.0.: Kemal 
n .. ysaJ, GC$Chiif/sfohrendes Vorswndsmitglied des Inl''nIß/icm,Jlen 
MelallgewerlucluJltsbundes und des DfSK; Mchmcl Kal"3ca, Vorsü­
ztnder der Mewlklrbeitergtwerhschilft Maden-Is im CHSK; Metin 
Denizrnen, Geschäftsführendes Vorslllndsmitglied des Intertl(ltj~ 
nIl/en Gewerluchllftsbundes der Beschiifligten des ,iiffentlichen 
Dienstes und des BIlnR,e"... und VersichlmJ;ngswesens; Vorsitzender 
der BllnJtqngntelllengewerkschll/t der Tiirhei im DISK (Bank-Sen): 
Murat Tokmak, DISK- VarS/llndsmitglied und slelll/CTlfStender Vor­
situnder der Mllden-Js: Turhan Auk, DISK- Vorstll"dsmitglied und 
stel/vertrelender Vorsitzender oon Madett<ls und Halit E.rdem, Gene­
ral$ekreliir 00" Made,,-/s.. 

Ocr Nationak Sicherheitsrat ~eröffentlichte einen Auflruf und be­
hauptete, daß wir, Vorstandsmitglieder ~on DISK-Gew"rkschaften, 
im Ausland seien und erklärte, daß wir ausgcbürgert werden würden, 
wenn wir nicht bis zum 5_ März 1981 in die Türkei zuriid_kehren Wld 
uns den Militärbehörden stellen würden. Wir befinden UIU jedoch in 
de-. Türkei und versehen unsere Aufgaben ab GeWerklcha:Fter. ( ... ) 
Aber wir stellen uns nicht den Kriegsrechtsbehörden. Erstens ist dies 
ein selbstverständliches Recht, das uns zusteht; andercr!;eits müssen 
wir unseren Kampf auch unter den heutigen Bedingunger., fortsetzen. 
Wir sind der Ansicht, daß wir nicht die Möglichkeit haben, die Un­
haltbarkeit der gegen uns aufgebrachten Anschuldigung.:n in einem 
objektiven Verfahren vor den Kriegsrechtsgerichten darzulegen. 
IXnn es ist niemandem ein Geheimnis, daß heute in jed,:r Stufe der 
behördlichen Ermittlungen l:I andlungen fortgesetzt werden, die mit 
Gesetzen nicht in Einklang zu bringen und zutiefs t .. ntid"mokratisch 
sind. 
Iki der Polizei werden Methoden angewendet wie Foltf,rungen, die 
u.a. in Bur$3. zum Tode des Rechtsanwaltes von Maden·ls, Ahmet 
Feyzioglu, gerUhT! haben oder mit denen Menschen gezwungen wer­
den, Protokolle zu unterschreiben, die mit der Wirldichk"it nichts >:u 
tun haben. Die MiJitäranwälte und Richter bei den Kril:gsgerichten 
nehen Unle-. einen großen Druck. Während führende Funktionäre 
von MISK (Föderation der faschistischen Gewerkschaften der Partei 
der Nationalen Bewegung (M J-lP); d. Red.), die eine Unzahl von unge· 
setzlichen Aktivitäten organisiert und die Gewerkschaftsc-inkünfte an 
die Terrorzc:ntren, an die Grauen Wölfe und die MHP weitergeleitet 
h:aben, ohne jegliche Ermittlung freigelassen werden, sin.d bis heute 
alle Entscheidungen der Richter an den Kriegsrechugerichten, die die 
DISK-Vertreler frei von aller Schuld sprechen, unter direkter Inter­
vention der oberen MiJilärbehörden verworfen worden. 
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Jetzt, wo Streiks verboten, Lohnerhöhungen untersagt und gewerk· 
sch .. ftliche Rechte aufgehobcn sind und die winschaftliche Krise sich 
trotzdem weiter verschärft. wird erneut deutlich, daß die Arbeiter 
und ihre Gewerkschaften weder an der Wirtschafukrise noch an dem 
Produktionsyerfall irgendeine Verantwortuni!: tragen. Wenn die wah­
ren Schuldigen de-. wirtschaftlichen Krise gesucht werden, müssen 
Vertreter des Großkapitals, die: .. usländischen Banken und Gesell­
schaften zur Verantwortung ge>:ogen werden. 
Die Versuche, unsere Gewerkschaften mit Terrorismus in Verbin­
dung zu bringen, werden durch die allgemein bebnnte Haltung von 
DISK, die jegliche Art von Terror strikt abgelehnt hat, vollends ad 
absurdum geflihrt. Wenn es gilt, Gewerkschdtern habhaft zu we-.den, 
die mit Terror in Verbindung stehen, dann mlisse" die Führer von 
MISK und von der Tiirk·MetaU·Siahl·Gewerkschaft zur Vermtwor· 
tung gezogen werden, diejenigen, die ihre Gewerkschaftsgebäude in 
Munitionslager verwandelt und bezahlte KiUer unterh .. lten haben 
und heute frei herumlaufen. 
Wir, die Arbeiter in der Türkei, die gesamte Arbeiterklasse unseres 
Landes, befinden uns in einer schwierigen Phase. Wir, gewerkschaft· 
lich organisierte und unorganisierte Arbeiter, Mitglieder ~on DISK 
und Tiirk-h, wir ane :<ehen völlig klar, daß wir nach und nach aller 
unserer Rechte beraubt werden. Es wäre nicht so kicht, uns dic:sc: 
Rechte zu nehmen, wenn wir in der Vergangenheit einheitlich gehan· 
delt hätten und nicht in getrennten Gewerkschaften organisiert wä­
ren. Heute ist CI für jedcn Arbeiter, rur jeden Gewerkschafter unver­
meidlich, daraus die Konsequerrzen zu ziehen: 
• Wir müssen uns einigen. 
• Wir müssen gewerkschaftliche Einheit herstdlc:n. 
• Wir müssen freie Einheiugewerkscharten aufb .. uen. 
• Zwietracht und Spaltungen müssen der Vergangenheit angehören. 
• Unterschiedliche politische Aufbssungen dürfen nicht ein Grund 
sein, der uns an der Einheit für unsere gemeinumen Rechte hi"dert. 
• Unsere Gespaltenheit die"t allein den Arbeitgebern, den Feinden 
der Arbeiter. 
• Alle Arbeiter müssen sich ohne Ausnahme gewerkschaftl ich orga· 
nisieren_ 
• DISK-Mitglieder müsse" ihren Zusammenhalt aufre<:ht<:rhalten. 
• Nur durch unsere Einheit können wir die böswilligen Pläne stop· 
pen, die in unserem Land zur Anwendung kommen sollen. 
• Arbeiter. die in Türk·is (,.gelber" Gewerks<:haftsdachveroand de· 
ren Repräsentanten heute u.a. im Kabinett ve rtreten sind; d. Red.) 
organisiert sind und DISK-Mitglieder sind Klassenbrüder; die Klassen· 
solidarität muß die Schranke überwinden, die sie trennt. DISK· 
Mitglieder können ihre bere<:htigte Reaktion gegenüber den kom­
promißlerischen TÜrk·h .. Fiihrern des rechten Flügels nur dadurch in 
sinnvolle Bahnen knken, indem sie sich mit Tiirk·h .. Mitgliedem 
brüderlich verbinden. 
• Türk·Js·Mitgiieder und Funktionäre auf allen Ebenen müssen sich 
gegen die von Tiirk-Is-Führem eingeleitete Kampagne :wr Difbmie· 
rung von DISK-Gewerkschaften und ihren Vorständen stellen und 
aufzeigen, d .. ß diese Versuche die Verhinderung der Einheit der Ar· 
beiter bezwc:<:ken. 
• Die Pläne der rccltten Tiirk-h .. Fiihrer, den D1SK .. Mitgliedem die 
Tiirk·ls-Gcwerkschaften zu versperren, müssen durchkreuzt werden. 
• Alle Arbeiter müslen mobilisiert werden .. um von unten nach oben 
die freien Einheitsgewerkschaften aufzubauen. 
• Wir müssen Gewerkschaften gründen. die sich untct freier Bestim­
mung der Arbeiter für ihre Einheit und für die Verteidigung der 
Interessen der Arbeiterklasse einse tzen. ( ... ) 

Als Gewerksch .. fter, die sich unwiderruflich den Prinzipien de r 
demokratischen Klassengewerkschaften verschrieben haben, und aus· 
gehend von den Erfilhrungen de-. letzter! Jilhre, rufen wir allen Kol· 
legen zu: 
Laßt uns unsere Kräfte einen, die Hindernisse auf dem Weg zur ge­
werkschaftlichen Einheit iibc:rwinden! LaSt uns gemeinsam die freien 
Einheitsgewerkscbaften .. ufb .. uc:n! Die Produktion liegt allein in den 
Händen der Arbeiterklasse! 
(Quelle: Türkei Infontlationen, Düsscldorf, fo"ebruarjl.iän 1991 , S. 7, 
11) 



Kampuchea 

Heng Samrin Zum Entwurf einer 
demokratischen Verfassung 

ErkwTll.ng Heng S .. mrim, Vornl.endeT der Natwnalen Einheitsfront 
für die Rettung Kampucheas und des RelJOlutionilren Vol.\:St'ates, 
!10m 12. März 1981 anliiplich deT Veröffentlichung des Verfassungs­
enlw\I../$ in Phnom Penh. Zur aktuellen Lage in Kampuche" siehe 
den Report 001'1 W. Burchett in AlB 5/198 J. 

Die ge~nwänig auszuarbeitende Verfassung ist die erste demokra­
tische und fOTudlriti lich.: Konstitution der Volksrepublik Kampu­
ehea. Der vorliegende Entwurf bestimmt die politische und ökono­
mische Ordnung, die kultur- und sozialpolitische Linie, die Rechte 
und Pflichten der Bürger sowie den Aufbau der Staatsma.::ht und der 
Staatsorgane von der zentralen Ebene bis zur Basis. 
Im polit ischen Teil definiert der Enlwurf die nationalen Grundrechte 
des Volkes - Unabhängigkeit, Souveriinität und territoriale Integri· 
tät. Das Volk von Kampuehea verpflichtet sich, diese Rechte ~u 
verteidigen und sie zu verewigen, um so zum wirk lichen Sozialismus 
zU gelangen. De!igleichen legt das Dokument die Aufgaben des Vol· 
kes von Kampuchea fest. Es erklärt die Funktion des Staates bei der 
Leitung aller Zweige der StaaUmacht und die fuhrende Rolle der 
Parle; in der kampucheanischen Revolution. Erstmals in seiner Ge· 
schichte in das Volk von Kampuchea - von Unterdrückung und 
Ausbeutung befreit - Herr seines Landes und seines Schicksals ge­
worden. Der Verfas!iUngsentwurf behandelt die Prinzipien der Ein· 
heit und Gleichheit unter den Völkerschaften in der nationalen Ge· 
meinschaft Kampueheas, der Achtung der Glaubensfreiheit und des 
Aufbaus des Familienglücks unter der neuen Ordnung. Er mani· 
festiert den auf Unabhiingigkeit , Frieden und Nichtpaktgebundenheit 
gerichteten außenpolitischen Kurs der Volksrepublik Kampuchea. 
Im Abschnitt uber die ökonomie wurden im Entwurf die Grundlagen 
fliT die Entwicklung von Landwirtschaft, Indunrie, Handwerk und 
Handel dargelegt. Die Basis der Wirtschaft um faßt den staatlichen 
Sektor, den Bereich der gemeinschaftlichen Produktionsgruppen und 
d ie Familienwirtschaft. Um das Lcbensniveau des Volkes zu heben 
und das Land aufzub'auen, sagt der Staat den gemeinschaftlichen 
Produktionsgruppcn und der Familienwirtschaft seine Unterstützung 

'". 
Die kulturpolitische P<Usage des Verfas.sungscntwurfs enthält Aus· 
sagen zum Aufbau einer neuen, fortschrittlichen Kultur, zur Ent· 
wicklung des wissenschaftlichen und technischen Bildungswesens, 
der Lite ... tur und der Künste sowie zur Beseitigung des Analpha· 
betentums und zur Hebung des kulturellen Niveaus des ganzen Vol· 
kes. 
Die Guundheit des Volkes, Fragen des Unterhalts und des Schutzes 
von Mutter und Kind, die Hilfe fliT die Veteranen der Revolution, fur 
invalide Kämpfer und Familien, deren Kinder für die Revolution 
genorben sind, sowie der Aufbau von Sozialversicherung und ·für· 
sorge sind Gegenstand der sozialpolitischen Abschnitte des Doku· 
ments. 

Die Rechte der Bürger und die Interessen der Gesellschaft musscn 
eine Einheit bilden. Die Ausübung der Rechte der Bürger ist nicht 
von der Erfüllung ihrer Pflichten zu trennen. Die Bürger genießen aUe 
Rechte, die ihnen Suat und Gesellschaft gewähren; dafür haben sie 
Pflichten gegenüber Staat und Gesellschaft. 
Ein beachtenswerter Punkt unserer neuen Ordnung ist die RoUe der 
Frau in der Gesellschaft. Zum erstenmal in der Geschichte Kampu· 
che:u werden Interessen, Rechte und Freiheiten der Frauen garan· 
tien. Mann und Frau sind in Familie und Gesellschaft gleichberech· 
tigt. 
Im Tei l über die Staaumacht gibt der Verf:üsun~ntwurf Auskunft 
über den Aufbau der Staatsmacbt und der Staatsorgane sowie übe r 
Wahl, Zuständigkeit, Aufgaben, Rechte und Vollmachten der Natio­
nalversammlung, des Staatsrates, des Ministerrates, der Volkskomi­
tees aller Ebenen und der Gerichte. Die Staatsmacht der neuen Ord· 
nung iSi kein Apparat, der im Interesse der ,).iächtigen" das Volk 
etwa zu unterdrücken und auszubeuten hätte wie jener der alten 
Ordnung. Die Staatsmacht der Volksrepublik Kampuehea hat die 
Aufgabe, das Volk zu organisieren und es mit dem Ziel zu fUhren, d:u 
Vaterland zU verteidig.:n, die Winschaft und die Kultur wiederher­
zustellen und zU entwickeln und das Lcbensni~eau des Volkes ohne 
Unte rschied der Völkerschaften zu heben. Alles Staatsorgane und 
·einrichtungen stehen unter Kontrolle des Volkes, das jeden Ver· 
treter, der sein Venrauen nicht mehr verdient, abberufen kann. 
Daß der Entwurf der Verfassung der Volksrepublik Kampuchea ver­
öffentlicht und dam g-.mzen Volk zur Erörterung und Stellungnahme 
unterbreitet wurde, beweiu, daß das Volk Herr über das Schicksal 
des Landes, Herr se iner Zukunft und seines Glücks, Herr übe r die 
blühende Zukunft der Nation ist. Wir alle müssen wissen, welche 
Rechte und Pflichten wir haben zur Teilnahme an der Erörterung 
und Begutachtung des Inhalts unseres ersten Verfassungsentwurfs, 
damit er dem Willen und den Hoffnungen der ganzen Bevölkerung 
entsprechend ergänzt werden kann. 
Staatsorgane und Massenorganisationen haben für das ganze Volk 
Vorträge und Diskussionen über den Verfassungsentwurf V()rbereitet, 
damit es seine Meinungen demokratisch äußern kann. Der Rat rur die 
Ausarbeitung der Verfassung wird die Stellungnahmen aus allen 
Volksschichten entgegennehmen und sie zusammenfassen, den ge· 
nannten Entwurf abändern und ihn der Nationalversammlung zur 
Beratung und Annahme vorlegen, damit er zum Grundgesetz des 
Landes und der ganzen Gesellschaft wird. 
Gegenwärtig sind die Imperialisten und die chinesischen Expansio­
nisten darauf aus, sich ihrer Lakaien Sihanouk, Pol Pot und Son Sann 
zU bedienen, um Unabhängigkeit, Frieden und Glück unseres Volkes 
zunichte zu machen, aber sie sind m it Gewißheit zum Scheitern ver· 
urte ilt. Die Situation der Volksrepublik Kampuchea ist unumkehr· 
bar. Das Ziel der nationalen Gemeinschaft Kampucheas iSl klar. 
(Quelle: Kampucheanische Nachrichtenagentur SPK, gekürzt, nach: 
Horizont, Bcrl in/DDR,Nr. 14 / 198 1) 
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Japan 

Pierre Fabre Der japanische Ansturm 
auf die Dritte Welt 

Die .. Japanische Gefahr" gehört heule in Westeuropa und 
den USA zu den meütstrapazierten Angstmachern der Herr­
schenden. wenn es um Lohndriickerei, Arbeitsplatzgejähr­
dung u.ii. geht. Der reale Grund liegt im verschärften Kon­
kurrenzkampf: Japan rückte 1979 hinter den USA und der 
ERD zum drittgrößten Warenexporteur auf. 
Welche Besonderheiten und Ausmaße die japanische Wirt­
schajtsexpansion in die Dritte Welt aufweist, zeigt der Bei­
trag von P. Fabre auf. 

"Wenn es den fortgeschrittenen Industrienationen nicht ge­
lingt. die Forderungen der Entwicklungsländer zu befriedi­
gen, könnten die letztcren nicht mehr nur eine Reform des 
bestehenden Systems verlangen, sondern auf seine völlige 
Ablehnung schließen. Die Interessen J apans und der anderen 
entwickelten Industrieländer könnten so konkret durch die 
Instabilität der Wirtschafts- und Geschäftsbeziehungen mit 
den Entwicklungsländern oder durch den Ausbruch frem­
denfeindlicher Erhebungen gefährdet werden. Dariiber hin­
aus könnte die Verwirrung, die dies in den internationalen 
politischen und wirtschaftlichen Systemen zur Folge hätte, 
bis zur Bedrohung der Existenz aller Länder führen, ein­
schließlich der Entwicklungsländer selbst." 
Dieser Auszug aus dem Bericht, den die Studienkommission 
über die allgemeine nationale Sicherheit unlängst dem japa­
nischen Premierminister unterbreitete, zeigt sehr gut die 
augenblicklich vorherrschende Denkweise bei den Verant­
wortlichen der japanischen Wirtschafl! Das totale Engage­
ment für die Verteidigung des Wcitkapitalismus verbindet 
sich mit dem Bewußtsein der wirtschaftlichen Verwundbar­
keit des Landes, das die Führungskräfte (zumindest in Wor­
ten) empfänglicher für die Forderungen der Dritten Welt 
macht. 
Im Jahre 1973 hat Japan seine Abhängigkeit vom internatio­
nalen Handel zu spüren bekommen. Als übervölkertes Insel-
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land hat es seinen wirtschaftlichen Erfolg auf der Einfuhr 
von Rohstoffen aufgebaut; dieses Entwicklungsschema 
stammt übrigens aus der Zeit der Modernisierung de's Landes 
in der Ära Meiji,l aber es ist seit dem Nachkriegs.Wieder­
aufbau beträchtlich vertieft worden. 
Die Enthüllung dieses Zustands in der öffentlichen Meinung 
und seine Widerspiegciung in der Beunruhigung der japani­
schen Kapitalisten geht auf das Jahr 1973 zurück. Im Juni 
jenes Jahres stoppten d ie USA weitgehend ihre Soja- und 
Baumwollexporte rur Japan; die Japaner verzehren aber 
täglich Sojabohnen ... Wenig später rief der "ölschock" eine 
Panik in der Wirtschaft hervor. 
In beiden Bereichen, Ernährung und Industrie, hängt Japan 
tatsächlich stark vom Ausland ab. Während in Bezug auf 
Reis, Gemüse und Früchte in etwa autark ist, muß es u.a. 
Weizen, Soja und Mais imjXlrtieren. Insgesamt produziert es 
weniger a ls die Hälfte der verzehrten Kalorien. Im Energie­
sektor ist die Situation noch schlimmer, da das Land bei 
seiner Primärenergie zu 88% von ausländischen Quellen ab­
hängt. Das Öl, das 3/4 dieser Primärenergie liefert, wird zu 
99% eingeführt ... 
Und dennoch hat Japan. die zweite Wirtschaftsmacht der 
westlichen Welt. ein sehr niedriges "Energieverbrauchspro­
fil": fast 60% dieses Verbrauchs sind für den Industriesektor 
bestimmt, und J apan rangiert nur an 27. Stelle in der Welt 
hinsichtlich seines Pro-Kopf-Verbrauchs, 1/3 weniger als der 
Durchschnitt der Mitgliedsländer der Internationalen Ener­
giebehörde. 
Schließlich versorgt sich Japan im Ausland auch mit Roh­
slOffen, die für sei ne Metallurgie, Textilindustrie und Holz­
verwertung notwendig sind. 
Insgesamt werden die japanischen Einfuhren, die etwa 7% 
des nichtsozialistischen Welthandels ausmachen, völlig von 
Nahrungsmitteln und industriellen Rohstoffen bestimmt. 
Der Anteil der Fertigwaren beträgt weniger als 25%. hin­
gegen 60% für die USA und 45% für die EWG. 



Um dieses Bild der japanischen Integration in den Wdt­
markt zu vervollständigen, muß man die Bedeutung des Ex­
ports von Fertigwaren in der Wirtschaftspolitik Tokios be­
rücksichtigen. Der Aufstieg und die Konkurrenzfähigk,~it der 
japanischen Industriewaren sowie d ie günstigen Schwan­
kungen des Yen haben zu Rekordüberschüssen in der Han· 
delsbilanz geruhrt (1977 17 Mrd Dollar, 1978 25 Mrd Dol­
lar). Diese Situation hat sich jedoch letztes jahr geändert; 
aber die augenblickliche Tendenz lum Defizit geht Hand in 
l'land mit der Tatsache, daß in Bezug auf Fernsehapparate, 
Autos, synthetische Textilien oder den Schiffbau der Anteil 
des Exports Olm Sozialprodukt insgesamt zwischen 40% und 
über 80% schwankt. Von daher versteht sich die vitale Not­
wendigkeit des Weltmarktes für die japanische Wirtschaft. 
Welche Rolle spielen in diesem Zusammenhang die wirt­
schaftlichen Beziehungen Tokios mit der Dritten Welt? 
Etwa die Hälfte der japanischen Ausfuhr ist rur die Entwick­
lungsländer bestimmt. Sie ist von 7,8 Mrd Dollar im Jahre 
1970 auf 42,5 Mrd im Jahre 1978 gestiegen. Das Wachstum 
der Importe aus der Dritten Welt war damit im wesentlichen 
vergleichbar, da sie von 7,7 Mrd Dollar im Jahr 19:70 auf 
42,4 Mrd im Jahre 1978, etwas mehr als die Hälfte der 
gesamten Einfuhr des Landes. gestiegen sind. 
Die Untersuchung dieser BruItobeträge erhellt die Bedeu­
lUng der Struktur des japanischen Außenhandels. Der Ver­
gleich der Zusammensetzung der Importe (75% Roh!:toffe) 
und der Exporte (97% Fertigwaren) unterstreicht in der Tat 
die völlige Eingliederung dieses Außenhandels in da:! klas­
sische Schema der internationalen Arbeitsteilung: japan 
tauscht mit der Drillen Welt Fertigwaren gegen die für das 
Funktionieren seiner Wirtschaft unentbehrlichen Rohstoffe 
aus. 
Diese Eingliederung in d ie Weltwirtschaft hat sich seit Be­
ginn der 60er jahre mit großer Geschwindigkeit vol1:wgen. 
Der Anteil der Beziehungen mit der Drillen Welt hat sich 
noch schneller erhöht, insbesondere seit 1973 und de:n fort· 
gesetlten Olpreiserhöhungen. 1970 machten die Importe 
aus den Enwicklungsländern 40% der gesamten Einfuhr 
japans aus. 1978 55%. 
Oie internationale wirtschaftliche Aktivität Tokios be­
schränkt sich jedoch nicht auf Import·Export-Transak­
tionen. Man k;ann sogar sagen, daß das Jahrzehnt. das so­
eben zu Ende gegangen ist, durch ein lebhaftes Am.teigen 
der japanischen Kapitalbewegungen bestimmt war. Die Di­
rektinvestitionen im Ausland betrugen Anfang 1980 insge­
samt fast 32 Mrd Dollar. Mehr als 1/3 dieses Kapitals ist 
während der letzten drei jahre investiert worden, was das 
außerordentliche Ansteigen dieses Typs von Wirlschaftsope­
rationen seit Beginn der 60er Jahre, und besonders S,~il der 
"Olkrise" 1973, unterstreicht. 
Die Strategie des japanischen Kapilalismus. der um dile Ver­
lelzbarkeit seiner Versorgungsbasis besorgt ist, besteht in 
der Tat darin, sich direkt an der Quelle. d_h. in der Dritten 
Welt. die größtmögliche Kontrolle über die RohstOffe, die er 
benötigt, zu verschaffen. Seit einiger Zei! scheint sich je-

llutKdnau"""'allel ole. j>.pan'''''''n Manne: 
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Japan-Daten 
Territorium: 372.393 qkm (d.h. eineinhalbfache Fläche der BRD) 
Bevöl~rung: 11 8 Mio (Stand 1979) 
Hauptstadt: Tokio, mit tiber Il,~ Mio Einwohnern 
Sprache: Japanisch 
Religion: Shintoismus und Buddhismus dominieren; die Bevölke­
rungsmehrheit gehört heiden Religionen an 
Währung: Yen (Y); I Y '" 0,009 DM (Stand Februar 1981) 
Staatsfonn: Konstitutionelle Monarchie mit Kaiser (Tenno) Hi­
rohito als ,.symbol des Staates", aber ohne Regierungsgewalt_ 
Höchstes gesetzgebendes Organ ist das Parlament (Ober- und Unter­
haus), in dem seit 19~5 die regierende großbourgeoise Liberal­
demokratische Partei (Parlamenuwahlen 1980: 48,. der Stimmen) 
die Mehrheit der Situ hält, vor der Sozialistischen Panei (19,.), 
der KommWlillischen Panei (11)%,), der kleinbürgerlich-buddhiui­
schen Komeito (9%) und der Demokratischen Sozialistischen Partei 
(7%)- Premienniniuer iu seit 1980 Zenko Suzuki. 
Entgegen der Nachkriegsverfauung (Artikel 9), die den Unterhalt 
von Streitkräften "für alle Zeiten" verbietet, hält Japan heute wie:­
der 240.000 Mann (sog, "Sc:lbst""'rteidigungskräfte'·) unter Waffen 
und den drittgroBten Militärhaushalt der nichtnuklearen Staaten. 
Wirtschaft/Soziales: Japan rangiert dem Bruttosozialprodukt (BSP) 
nach hinter den USA als zweiter, im Export hinter den USA und 
der BRD an dritter Stelle der kapitalistischen InduSlrien .. alcn. Die 
Industrie trägt 40%, die Landwirtschaft rund 5% zum BSP bei. Die 
Autom .. tisierung ist weit fortgeschritten, Kapital Wld Produktion 
in Japan .. ußerordentlich hoch konzentriert: Die 16 größten Kon­
zemgtuppcn Japans vereinen allein 29% des Ges.amtumsatzes auf 
sich und 27 japanische Konzerne sind unter den 100 grö6ten Fir­
men der Welt vertreten (Ende der 70er Jahre). Anteile an den 
Beschäftigten: Industrie 39%, Landwirtschaft I S%, Dienstleistun­
gen 48%. 
Wirlschaftswachstum in den 70er Jahren im Schnitt um 5%, die 
Infbtion um 10%. Offizielle Arbeitslosigkeit 1,2 Mio, verdeckte 2-3 
Mio, Du Lohnniveau dcr jap .. nischen Arbeiter gleicht dem der 
Lohnabhängigen Frankreichs und h .. liens. Oie sozialen Aufwen­
dungen liegtn allerdings unter dem Nive .. u der anderen We5tmäch· 
te. Der Anteil der auf Lebenszeil Beschäftigten liegt mit 35,. recht 
hoch, ähnlich die Lebenserwartung mit 76 Jahren (BRD 72 Jahre)_ 
~schich te: 

1867 Unvollendete bürgerliche Revolution 
1889 KonStitutionelle Monarchie 
1904 - 05 Russisch-jap .. nischer Krieg 
1910 Annexion Kore ... 
1937 Beginn des Kriegszuges gegen China 
1939 Aggression gegen die Volksrepublik Mongolei 
194\ Kriegserklärung an die USA und Großbrit .. nnien 
1945 Bedingunslose Kapitulation Japans 

195 1 

1954 
1956 

Bodenreform, Auf teilung des Großgrundbesitzes 
"Sicherheitsabkommcn" mit den USA, da, dicsen Trup­
penpräsenz und US-Militärbuen sichert 
Verteidigungshilfe-Abkommen mit den USA 

1972 

Beendigung des Kriegszustandes mit der UdSSR und 
Aufnahme diplomatischer Be~iehungen 
Aufnahmejapans in die UNO 
Diplomatische Beziehungen zur VR China 

doch eine Neuorientierung der Investitionen zu vollziehen, 
einerseits in Richtung der fortgeschr ittenen Länder mit dem 
Ziel, dort Industriekomplexe aufzubauen. die den Zugang 
zu den lokalen Märkten erleichtern, andererseits in Richtung 
der "neuen Industrieländer" der Dritten Welt_ 
Die japanischen Investitionen im Ausland sind praktisch auf 
alle Länder der Welt verteilt. Dennoch teilen sich allein drei 
Staaten 44% d ieser Investitionen unter sich auf: die Ver­
einigten Staaten (7,4 Mrd Dollar), Indonesien (3,9) und 
Brasilien (2,7). Die zwei Länder, die die japanischen Kapita­
lien am meisten anziehen, sind a lso direkt nach dem nord­
amerikanischen Riesen, mit dem seit dem Ende des Krieges 
enge wirtschaftliche Beziehungen geknüpft wurden, die 
Nationen der Dritten Welt, die natürliche Ressourcen im 
Übernuß besitzen_ .. 
Die Aktivitäten der japanischen Privatfirmen und Regie­
rungsagenturen - wie des Fonds für wirtschaflliche Zu­
sammenarbeit in übersee - in diesen beiden Ländern sind 
bezeichnend dafUr. wie sich Tokio konkret die Nord-Süd 
Beziehungen vorstellt_ 
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Brasilien ist zweifellos das Land der Dritten Welt, in das die 
japanischen Geschäftsleute die meisten HoffnunlIen setzen. 
Der Nationalökonom Yoko Kitazawa sagt übrig,~ns voraus, 
daß "die gesamten japanischen Investitionen illl Brasilien 
wahrscheinlich vor der Jahrhundertwende 5 Mrd Doller 
überschreiten werden" und das "Brasilien das l~weite Ziel 
der japanischen Investitionen in der Weh werden wird, über­
troffen nur von den Vereinigten Staaten" . Die: Verneun­
fachung der japanischen Investitionen in Brasilien während 
des letzten Jahrzehnt hat dazu geführt, daß Tokio heute der 
dritte Wirtschaftspartner Brasilias ist, hinter den USA und 
der BP.D, und daß es letztere vielleicht ziemliich schnell 
überholen wird. 
Die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Japan und 
Brasilicn hat, insbesondere seit den Verträgen, die anläßlich 
des Besuchs des Präsidenten Geisel in Japan im September 
1976 abgeschlossen wurden, die Form von riesil~en Projek· 
ten angenommen (Gcmischtunternehmen zwischen japani­
schen Privatfirmen und dC'T brasilianischen Regierung oder 
staatseigenen Firmen). Man kann z.B. die Beteiligung japani· 
scher Kapitalien an der Nutzbarmachung Amazoniens durch 
die Gründung von Albras (Mitsui-Aluminium sowie andere 
japanische Firmen und die brasilianische Bergwerksgesell­
schaft Cia Vale Rio Doce . CVRD) mit dem Ziel der Alu· 
miniumproduktion flir Japan zitieren, von NibraS(:o (Nippon 
Steel und CVRD) zur Ausbeutung des Eisenerz von Carajas, 
des Proj ekts zur landwirtschaftlichen Entwicklung von Cer­
rado (Soja-, Mais- und Moorhirsenanbau), von Tdjin Desen· 
volvimiento Agro-Pecuario (Teijin Co. zu 100%) ;~ur Auffor­
stung und Verwertung des Holzes (50% werden nach Japan 
exportiert) oder von Canibras (Oji Paper Co. u:nd CVRD) 
zur Hcrstellung von Papierteig (der zu 75% nach Japan ex· 
portiert wird) usw. 
Alle diese Projekte - von denen einige von beachtlicher 
Größe sind, wie die riesige mechanisierte Farm Margris, die 
im Mato Grosso liegt und von dcr japanischen Firma Maru­
bene kontrolliert wird - zeigen klar, daß das Interesse der 
japanischen Geschäftsleute sich auf die Möglichkeit, Halb­
fertigwaren einzuführen, konzentriert. Dies ermöglicht 
ihnen eine dauerhafte Versorgung und (dank der Vielfältig· 
keit der Quellen und besonders der vcrscheidenen Erntezei­
ten) eine Lockerung ihrer Abhängigkeit von den Agrar­
Importcn aus den Vereinigten Staaten. 
Die gleiche Motivation findet man bei den Investitionen 
japanischer Firmen in Indonesien wieder. So e rhalten die 
Firm en Kansai Elektric und Oska Gas seit 1977 j,ährlich 7,5 
Mio t flüssiges Gas aus den Lagern von Badak im Kalimantan 
und aus Arun im Norden Sumatras; die Gasverwl:ttung wird 
von der Handelsgesellschaft Nissho·Iwai kontwlliert. Man 
findet gleichfalls in Indonesien das Asahan Aluminium Pro­
ject (Mitsubishi Corporation), landwirtschaftliche Güter 
(Mitsui & Co.) und zahlreiche andere Gemischtun,ternehmen 
oder Filialen im Bereich der Ho[zverwertung, der Textil-

Tabelle 
Japanische Direktinvestitionen im Ausland 

(Kumulierte Investitionen von 1951-1980) 

inMio in% 
Dollar 

Asien 8.643 27 
Nordamerika 8.202 26 
Lateinametika 5.580 17 
Europa 3.893 12 
Naher und 
Mittlerer Osten 2.101 7 
Ozeanien 2.078 7 
Afrika 1.306 4 

Iwelt insgesamt 31.803 100 
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industrie, der Chemie, der Zementherstellung usw. 
Hinter der sehr bedeutenden Aktivität, die die japanischen 
Firmen in Indonesien entfalten, verbergen sich jedoch zwei 
andere Charakteristika der ökonomischen Interessen Japans 
in dieser Region: die privilegierten Beziehungen, die Japan 
mit dem Verband Südostasiatischer Staaten (ASEAN)2 un­
terhält und der Aufbau einer mächtigen Wirtschaftszone 
rings um den Pazifik. 
Die Länder des ASEAN nehmen Japan etwa 10% seiner 
Exporte ab und bestreiten 15% seiner Importe. Aber für sie 
ist Japan der erste Handelspartner mit etwa 114 ihres Au­
ßenhandels. Aufgrund der Bescheidenheit ihrer Märkte ist 
der Handel dieser Länder mit Japan für letzteres stark defizi· 
tär: die japanischen Importe, die zu mehr als 90% aus Roh­
stoffen (einschließlich Rohöl) bestehen, betrugen 1979 
mehr als 16 Mrd Dollar und die Exporte weniger als 10 Mrd 
Dollar. Diese Tendenz verstärkt sich laufend: die Steigerung 
der Importe aus den Ländern des ASE AN betrug in den 
letzten drei Jahren 28% gegenüber 18% für die Gesamtheit 
der Importe j edweder Herkunft. 
Auffallend ist ebenso, daß Japan das Land ist, das am mei­
sten in dieser Region investiert (mit 1/3 der ausländischen 
Investitionen). 

Haupteinflußzone ASEAN und Pazifik 

Der Pazifikraum als wirtschaftlich hochbedeutende Region 
ist durch die Wiederbelebung der Idee der "Ökonomischen 
Zone des Pazifik" durch den ehemaligen Premierminister 
Ohira bestätigt worden. Und schon kann man feststellen, 
daß 30-40% des Handels der Nationen dieses Pazifikraums 
mit Japan getätigt werden. 
Wenn die ökonomischen Aktivitäten Japans mit dem Rest 
der Welt auch bescheidener sind, so sind sie jedoch nicht zu 
unterschätzen. Davon zeugen in Afrika die Gemischtunter­
nehmen Tin and Associated Minerals (Mitsubishi Shoji) in 
Nigeria, die Internationale Bergbaugescllschaft in Zaire und 
die Bergbaugesellschaft von Tenke-Fungrume (Miuui & Co.) 
für das Kupfer in Zaire, oder das Projekt zum Abbau des 
sudanesischen Chroms usw. 
Was den Nahen und Mittleren Osten angeht, so ist Japan 
Gefangener seiner Abhängigkeit im Energiebereich und muß 
einem sehr bedeutenden Defizit im Handel mit den erdöl­
produziC'Tenden Ländern ins Auge sehen. Die Investitionen 
Tokios in dieser Region betragen nur 7% seiner gesamten 
Investitionen im Ausland, konzentrieren sich aber auf große 
.Energie- und Petrochemieprojekte. VntC'T den zehn Ländern, 
in denen das japanische Kapital bisher am meisten investiert 
hat, befinden sich Saudi Arabien (in Verbindung mit Ku­
weit) und der Iran. 
Man sieht also: Im Ansturm auf die Rohstoffe der Dritten 
Weh liegt Japan an sehr guter Stelle. Durch seine Handels-, 
Finanz- und Industriebeziehungen hat es mit der Dritten 
Welt Beziehungen geknüpft, dic es ihm erlauben, seine Ver­
sorgung sicherzustellen, bestimmte umweltverschmutzende 
Industrien zu verlagern oder sich der billigen Arbeitskräfte 
der südostasiatischen Länder zu bedienen. 
(QueUe: L'Economiste du Tiers Monde, Paris, Nr. 5211980, 
S.29-31) 

Anmerkun~n: 

1) Die Ära Meiji umfaßt di~ Periode von 1867 bis 1912;sie zeichnet 
sich durch di~ öffnung Japans, das mehrere Jahrhunderte prak­
tisch völliger Isolierung hinter sich hatte, gegenüb~r den int~r. 
nationalen WirUchaftsbeziehungen aus. In der Epoc;he des Auf­
bliihens der Spinnerei führen zahlreiche Handelsgesdlschaften 
mittels der Baumwolle den Typus witUc;haftlic;her Entwicklung 
ein, der auf dem Import von Rohuoffen beruht. 

2) Die ASEAN wurde 1967 gegründet. Mitgliedsländer sind: Thai­
land, di~ Philippinen, Malaysia, Singapur und Indonesi~n. 



Aufruf der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 

Verhindert ein Vietnam in Mittelamerika! 
Hände weg von Kuba! 

Angesichts der fortgesetzten Intervl!lltiQlUdrohun,gell und Aggru­
siQlUtIOrbeuil,mgell der Reagan-Admillistratiol1 gegen die .eval .. -
tlona'l! B~eg.mg in Mittew.mtril<o. wie gegen ihre "HinterJiinder" 
NiI<arflj/ua und Kuba ruft die FreundschaftlgeseUschaft BR1)-X • .tJa 
.tu' Mobilisi~ng der bundesdeutscheIl Offentlichluit ges'ell die 
Esl<allJ.tionsgejahr in dieser Region auf. Sie errucht um UnttTzeich­
"ung des nachstehenden Appells an die Bundesregierung oder um 
die Sammlung !IOn Unterschnften hier/ti.. UnterlChriftt'nlisten 
können angefordert wtrden bei bzw. sind einzusenden an: Freund­
schaftsgest!lhclul/t BR~Kuba" Sternenburgstrolfe 73, 5300 
Bonn I, TeL 0228 - 2/0648. 

In EI Salvador droht ein neuer Vietnam-Krieg. Durch immer grä­
ßere Wirtschaftskredite, Waffenlieferungen und eine immer IvöSere 
Zahl von "US·Militärbcratem" versuchen die USA die Regierungs­
junta unter Napoleon Duarte zu nützen, um den Sieg eines breiten 
Bündnisses schr unte rschiedlicher politischer Kräfte zu verhindern. 
Das Bündnis FDR (Demokratisch·Revolutionäre FrOn!; d. Red.) 
wird politisch von der überwiegenden Mehrheit des Volkes von EI 
Salvador getragen und unterstützt. Dies gab sogar der Staatssekretär 
im US·Außenministerium John Bushnell zu, als er am S. Män: 1981 
vor dem US·Kongreß erklärte, daß ohne Unte rstützung durch die 
USA die Regierung Duarte sofort fallen würde, da sie keine Unter· 
stützung in der Bevölkerung findet. 
Die zunehmende Intervention der USA in EI Salvador droht in 
einen offenen Krieg umzuschlagen. Mit einer ähnlichen Esk.lliation 
begann auch der Vietnam·Krieg; Stützung eines korrupten Regimes 
ohne Rückhalt in der Bevölkerung durch Geld und Waffen , dann 
wurden Militärberater entsandt, und dann ein - wie später offen 
zugegeben wurde - inszenierter Zwischenfall im Golf von T.:)nking. 
Dies darf sich nicht wiederholen. Auch wenn die US·Regierung 
heute noch versichert, keinen Krieg fUhren zu wollen, so v~:rstärkt 
sich doch zunehmend der Verdacht, daß diese Beteuerungen nur 
zur Beschwichtigung der wachsenden Opposition im eigenen Land 
gedacht ist. Denn trotz aller Versicherungen werden ständig mehr 
Waffen und "Berater" nach EI Salvador eingeflogen, und die Dro· 
hungen gegen Nikaragua und insbesondere Kuba verstärkt. 
Ein offener Krieg würde sich nicht auf EI Salvador beschränken, 
sondern würde ganz Zentralamerika und die Karibik umfas!~n. Die 
aggressive Haltung der USA insbesondere gegen Kuba läßt befUn:h· 
ten, daß Reagan das Rad der Geschichte zuriickdreben ",iIl, um 
wieder ganz Lateinamcrika zu beherncllen, wie dies vor I !lS9 der 
Fall war. In diesem Zusammenhang müsscn die Drohungen Re30gans 
und Haigs gegen Kuba gesehen werden. 

Bereits 30m 28. Januar 1980 erklärte Reagan im CBS·Fernsehen, 
daß eine Blockade Kubas notwendig sei. Diese Forderung wieder· 
ho lte er 30m 10. März 1980 in Miami und einen Tag später in 
Kansas. Am 22. Dezember 1980 erklärte er gegenüber Newsweek, 
daß in Kuba heute die Menschenrech te gerahrdeter seien ~Is unter 
Batista. Der neue US·Außenminister Haig erklärte 30m 9. Januar 
1981 vor dem US·Kongreß, daß er eine "aktive Politik" gegen das 
Abenteurertum (sprich Befreiung1lbewegung) in Mittdamerika und 
der Karibik durchmhren werde. Und 30m 27. Februar 198 1 äußerte 
er die Meinung, daß die Politik Kubas einen für die USA "unerträg· 
lichen Höhepunkt" erreicht hälle, und daß demgemäß die USA die 
Probleme EI Salvadon dort lösen würde, wo sie ihren Ursprung 
haben - seiner Meinung nach in Kuba. 
Dabei kann davon ausgegangen werden, daß der Außenmin.iste r ci· 
ner Weltmacht wie der USA sehr wohl weiß, daß das Volk von EI 
Salvador nieht zu den Waffen gegriffen hat, weil ein Kommando 
aus Havanna (oder Moskau) gekommen ist, sondern weil di_e sozia· 
len Mißstände und das Elend ein solches Ausmaß angenommen 
haben, daß das Volk in seiner Verzweiflung zu den Waffen greifen 
mußte. Zwar wi rkt Kuba aueh in EI Salvador wie in ganz Latein· 
amerika durch das Beispiel, daß auch ein kleines Volk geliCn den 
erbitterten Widerstand der USA seine Geschicke selbst in die Hand 
nehmen kann. Aber Kuba exportiert keine Revolution, Bondern 
zeigt, daß Hunger, Slums, Analphabetentum, mangelnde gesund· 
heitliche Venorgung und Ausbildung nicht naturgegeben si nd, son· 
dern überwunden werden können - und genau dadurch wilrd Kuba 

rlir die USA "unerträglich". So erklärt sich auch der Haß der USo 
Regierung gegen die kleine Insel in der Karibik. 
Und in der Tat wäre es seitens der USA konsequent, Kuba zu 
vernichten. Das SeibstbestimmWlgsreeht des kubanischen Volkes, 
seine nationale Souveränität würde zwar mit Füßen getreten, aber 
haben die USA nicht häufig genug in Lateinamerika bewiesen, daß 
sie für die eigenen Intereuen buchstäblich "über Leichen gehen"? 
Von daher sind aueh die militärischen Drohungen gegen Kuba ernst 
zu nehmen. Zwei Beispiele aus jüngster Zeit: Am 19. März 1981 
drohte US-Staatssekretär Stoessel mit militärischen Aktionen gegen 
Kuba. Acht Tage später beantwortete der oberste Befehlshaber der 
NATO·Streitkräfte Atlantik die Frage nach einer möglichen 
Blockade Kubas durch die USA mit der Alternative eines Einsatzes 
amerikanischer Truppen in Kuba selbst. 
Schon e inmal stand während der Raketenkrise im Oktober 1962 
die Welt unmittelbar am Rande eines Weltkrieges. Wenn Kuba heu· 
te von der USA angegriffen wird, dann bedeutet das mehr als einen 
Krieg in der Karibik - es drobt dann ein neuer Weltkrieg, von dem 
auch die Bundesrepublik unmittelbar betroffen wäre. Deshalb ist es 
ein Gebot der Stunde, alles zu versuchen, um den Frieden zu erhal· 
ten. Denn es gibt nichts Wichtigeres als den Frieden zu erhalten -
auch wcon Herr Haig anderer Meinung ist. 
Demalb bittet die Freundschafugesellschaft BRD-Kuba Sie, folgen· 
den Appell zu unterzeiehnen: 
An die Bundesregierung 
Mit tiefer Sorger verfo lgt der Unterzeichner die wachsende Kriegs· 
gefahr in Mittdamerika und in der Karibik. Es droht eine direkte 
Intervention der USA in EI Salvador, sowie eine Aggression gegen 
Kuba. Dadureh ill aber aueh der Frieden in Europa gefährdet. 
Deshalb in es die Pflicht der Bundesregierung, auf die US·Regie· 
rung einzuwirken, die Spannungen in Millelamerika und in der 
Kalibik abzubauen. Deshalb muß die Intervention der USA in EI 
Salvador beendet werden, und das Volk von EI Salvador muß über 
die Entwicklung selbst entscheiden. 
Weiterhin müssen die militärischen Drohungen gegen Kuba beendet 
werden. Die Wirtschaftsblockade gegen Kuba, die widerrechtliche 
Besetzung von Guantanamo durch US·Truppen sowie die USo 
Aufklärungsflüge über Kuba müssen eingestell t werden. Damit wäre 
die Voraussetzung für die Herstellung normaler zwischenstaatlicher 
Beziehungen zwischen Kuba und den USA gegeben, womit der 
Frieden in der Kraibik garant iert wäre. 
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Rückblick 
Der "PanthE!rSprung" nach Marokko 

Der Begriff ,,KanonenbootpoJilik" ist - denkt man an m:mche west­
liche überlegungen >;um Persischen Golf - wieder aktuell. Wem das 
"Urheberrecht" an dieser Form der Aggression gcbiihrt, kann dahin­
geneIlI ble iben. Eines der bcrikhtigslcn Kapitel dieser "Politik" 
schrieb am I. Juli 1911 der deutsche Imperialismus mit der EOlscn­
dung des Kanonenbootes "Panther" vor die marokkani!:chc lIafen­
stadt Agadir. 
Bald nach seiner Einigung 1871 war das deutsche Ka,st:rrcich eine 
Weltmacht geworden, ein Konkurrent der Führungsmacht England, 
hoo;:hgcriistc( und von der aggrcssi"cn Devise geleitet, unter den im­
p.erialistischcn Mächten gebühre auch ihm sein "Platz an der Sonne" 
(Reichskanzler von Bi.ilow) - so die Umschreibung rur die Forderung 
oach einer Neuaufteilung der kolonisierten Weh. "Alldeutsche", 
Flottenvereine, Kolonialgesellschaften, Prof~soren, Studj~enräte und 
Geistliche, allen voran der großmäulige Hohenzoller auf dem Kaiser­
thron weneiferten in zügellosen Forderungen und heizten chauvini· 
st ische Stimmungen an. 
Neben dem Nahen Osten richteten sich die territorialen Anspruche 
vor allem auf Afrika. Sie sollten schließlich in den ma.&<>sen Kriegs­
zielplänen von 1917 und des Hitler·Faschismus gipfeln. 
Marokko war demzufolge nur einer von vielen Konfliktpunkten der 
konkurrierenden Großmächte. In der Auseinandersetzung bestimm· 
ten Selbstüberschätzung und Realitätsblindheit die den Expansions­
interenen der Großindustrie und Banken folgende Politik Berlins. 
Marokko geriet seit 1844 unter den Einfluß FrankreidLS, aber die 
Konkurrenten ",~ren ebenfalls zur Stelle. ] 880 wurde dem Sultan die 
Konvention von Madrid aufgezwungen, die die Sonderrechte der Ein­
dringling<: erweiterte. Ihr traten neben Mächten wie den USA die 
Hauptkonkurrenten DeUl$ch]and, Frankreich, England. Italien und 
Spanien bei . 
Für Frankreich war es jedoch ausgemachte Sache, Marokko ganz dem 
eigenen Einfluß zu unterwerfen. Ab ] 898 wurden Gebietsteile be­
setzt. 190] entstand ein Komitee, dem Bankiers, Vertret,:r der west­
algerischen Eisenbahngesellschaft sowie des Schncidler·Creusot­
Konzerns angehörten. Zugleich strebte Paris die Einigu:ng mit den 
Konkurrenten an. Italien erhielt von Frankreich seine Ansprüche auf 
Tripolis und die Cyrenaika für den Verzicht auf Marolitko zugesi· 
chert. Mit England einigte man sich auf der Basis eines 'Vorschlages 
des Londoner Bankhauses Baring, das an Ägypten inter,:nieTl war: 
England erhielt in einer Konvention am 8. Apri] 1904 freie Hand in 
Ägypten und gab dafür seine MarokktrAnsprüche auf. Anschließend 
fand sich auch eine Regelurtg mit Spanien: Marokko wurde zwischen 
beiden Mächten geteilt. 
Blieb Deutschland, das die Bedeutung der britisch·französ:ischen Eini­
gung insbesondere völlig verkannte. Reichskanzler von Bülow hatte 
Marokko in markigen Wonen zur interessensphäre erklären lassen 
("Nervenknoten unseres Erdballes"). 
Im Handel mit Marokko lag das Deutsche Reich an dritter Stelle; 
Krupp setzte sich gegen Schneider-Creusot als Waffenliefer.mt des 
Sultans durch und war vor allem an der Enausbeutung in Sudmarok· 
ko intereuiert. Unter der Ägide von Krupp und der Deutschen Bank 
wurde 1902 eine Marokkanische Gesellschaft gegründet. Der Vorsit­
zende des Alldeutschen Verbandes. Claß, tönte: Das deutsche Volk 
.. dürstet nach einer großen Aufgabe: Dort in Marokko winkt sid" 
und forderte die Annexion. 
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1905 kam es ~ur ersten Marokkokrise, die an den Rand des Krieges 
fUhrte. Auf ultimative Forderungen Frankreichli an den Sultan, die 
seine Vorherrschaft ausgebaut hätten. reagierte Berlin mit der Er­
munterung an den Sultan, sich den fram:ösischen Plänen zu wider· 
setzen. Deutschland provozierte, indem. es den gerJ.de in Lissabon 
weilenden Wilhelm 11. in Tanger landen und sich als Schutzherrn der 
marokkanischen Unabhängigkeit aufspielen ließ. Das kam indirekt 
einer Kriegserklärung gleich. Doch man hatte sich verkalkuliert. 
Deutschland war isoliert und mußte auf der Konferenz von Algeciras 
in Spanien am 7. April 1906 faktisch die Vorherrschaft Frankreichs 
anerkennen. 
Doch die Expanisonsgelüste des deutschen Kapitals waren noch nicht 
erschöpft. Kru pp und vor allem der Mannesmann·Kon~ern, der sei· 
nerseits an den Erzvorkommen von Sus interessiert war, machten 
erneut Stimmung für die Annexion. Mannesmann erhielt im Reichs· 
tag Schützenhilfe von den Nationalliberalen um Strescmann. Im 
Frühjahr 1911 rief der Sultan gegen einen Volksauf$land französi· 
sehe Truppen zur Hilfe. die rasch große Tei]e des Landes besetzten. 
in Deutsch]and erhob sich erneut Geschrei, die Marokktr Frage im 
eigenen Sinne, d.h. dem Mannesmanns, zu "klären". 
Verbal wurde Mannesmann dabei von den Krupp. Thyssen und 
Kirdorf unterstÜt2.t. Als Rückversicherung hatten diese jedoch schon 
1909 mit Schneider-Creusot ein besonderes Syndikat zur Aw;beu' 
(Ung Marokkos gebildet, dem auch die Frankfurter Baufirma Philip 
Holzmann, die von der Deutschen Bank kontroUiert ..... urde, ange­
hörte. Mannesmann dagegen hatte einen Komprorniß mit den fran­
zösischen Interessen abgelehnt. 

.... ,U .. lmH ,n r.ng~r \ ' '''.IS ) 

in getreuer Ausführung der Mannesmann-P]äne verstieg sich das Aus­
wärtige Amt - federführend war Staatssekretär Kiderlen-Wächter ­
erneut zu Drohposen: SoUu die französische Besetzung weitergehen • 
werde man die Gültigkeit der Algedras·Akte in Abrede Stellen. Zu­
gleich stellte Kiderlen·Wächter überlegungen bezüglich der Entsen· 
dung von Schiffen "zum Schutz (der deutschen) Firmen" in marok­
kanische Häfen an. Von diesen Firmen bestellte man sich einen Hil fe· 
ruf, der am 2l.juni 1911 von Marokko abging. 
Am I. juli 1911 tauchte die "Panther" vor Agadir auf. Die Kölnische 
Zeitung schrieb, worum es bei diesem "Hilferuf" in Wirklichkeit 
ging: .. Deutschen namhaften Häusern gehören bei Agadir und weit in 
dessen Hinterland hinein groSe Strecken Landes ... Endlich sind auch 
in bergbaulicher Beziehung große deutsche Häuser im Hinterland von 
Agadir erheblich inter~siert." 
Erneut fand sich das Deuuche Reich jedoch allein gegen die übrigen 
Großmächte und erneu t mußte es Verhandlungen eingehen, bei de­
nen größtmögliche Kompensationen angestrebt wurden. die jedo.:;h 
nur klägliche Resultate erbrachten. Für den französischen Imperia­
lismus war der Weg indessen mit de r Anerkennung seiner Anspniche 
durch Deutschland frei. 
Auch diese zweite Marokkokrise führte nur knapp am Krieg vorbei. 
Drei jahre später wurde er vom deut sehen Imperialismus dennoch 
vom Zaun gebro.:;hen. Und im j ahre 19] 6 wandten sich die Gebruder 
Mannesmann an die oberste H~resleitung mit der Forderung. unter 
gar keinen Umständen bei einem Friedensschluß die Annexion Ma­
rokkos zu vergessen. j .OSlTOwsky 



Infodienst 
TÜrkel·Solidarität der GEW 

Anfang April dJ. gab Erieh Frister, der Vor­
sitzende der Gewerkschaft Erziehung und 
Wincnschaft (GEW), auf einer Pressekonfe­
renz in Bonn bekannt, daß er in einem of­
fenen Brief an Bundeskanzler H. Schmidt 
und H.D. Genscher Maßnahmen der Bundu­
regierung zur Wiederherstellung der Men­
schenrechte und der Gewcrkschaftsfn:ihcit in 
der Türkei gcfordcn habe. Ocr GEW-Haupl­
VQTstand stellt außerdem 10.000 DM für die 
Unterstützung der in der Türkei verfolgten 
und inhaftierten Mitglieder der türkischen 
Lehrcrgewcrktchaft TOB-Ocr berd!. 
Ocr TOB-Ocr-Vorsitzende Gü]tkin Gazioglu, 
der inzwiKhcn von der MilitäJjuma ausgcbiir­
~rt wurde, legte auf der Pressekonferenz ei­
ne Liste mit den Namen von 94 verhafteten 
bzw. vcnchleppten Mitg] iedern seiner Organi· 
sation vor. Die VOn der Umerdriickungspoli· 
tik der Junta besonders betroffene türkische 
progressive Gewerkschaftsbewegung braucht 
die tätige Hilfe ihrer bundesdeutschen Bru· 
derorganisationen auch in anderen DGB·Ein· 
ulgewerkschaften dringend. 

5. Kongreß der FIDEF 

"Einheit ist unsere Kraft!" Unter dieser Lo· 
sung fand am 18./19.4.]98] in Dortmund 
der ~. KongreB der Föderation der Arbeiter­
vereine der Türkei in der Bundesrepub]ik 
(FIDEF) Slall. Im Mittelpunkt der Beratun· 
gen standen die Probleme der ausländischen 
Arbeiter in der Bundcsrepublik. Die über 400 
Dc1egienen prangenen die feh lende soziale, 
rechtliche und politische Gleichberechtigung 
der Ausländer in der BRD an und forderten 
das kommUnale Wahlrecht sowie den Abbau 
der restriktiycn Bestimmungen des Auslän· 
derrechts. 
In den einmütig verabschiedeten Resolutio· 
nen wandte sich der Kongreß entschieden ge' 
gen die Stationierung vOn Atomraketen in 
der BRD und in der Türkei. Und er forde rte: 
"Nein zur Militärjunta in der Türkei! Freilas­
sung aller Demokraten und Gewerkschafter 
in der Türkei, sofortige Gewährung aller polio 
tischen und gewerkschafllichen Rechte und 
Fre iheiten! Gegen die Einbeziehung der 
'ilirkei in die abenteuerlichen Pläne der USA 
im Nahen Osten! Für gutnachbarliche Bezie· 
hungen der TUrkei zu allen NachbarslaatenI" 
Der neugewählte FIDEF·Bundcsvorstand rief 
alle Mitgl.iedsycreine dazu auf, die gemein· 
s.amen Aktionen vOn Ausländern und Deut· 
schen in den Vordergrund zu stellen; dies vor 
allem im gewerkschaftlichen Bereich und im 
Kampf gegen die fltofaschist ische Propagan· 
da deutscher und türkischer Ultrarechter. 

Protestaktion "Keine U-Boote nach Chile' 

Das Amiimpcrialistische Solidaritätskom itee 
(ASK) und die Chile-Komitccs halten zum 
Jahresbeginn zu Aktivitäten aufgerufen, um 
die geplante bundesdeutsche Lieferung von 
zwei U·Booten an das Piooc;het·Regime zu 
verhindern. Seither wurden abertausende 
Protcstpostkarten, Briefe und Telegramme an 
die Bundesregierung geschickt. Das ASK ruft 
die demokratische Öffentlichkeit auf, in die­
sen Aktivitäten nicht nachzulassen, beson· 
ders die POSlkartenaktion verstärkt fonzu· 
ruhren. 
Vom ASK könnt:n folgende Materialien bezo· 
gen werden: ProteltpOstk.arten (Stikkpreis 

0,10 D~i), Standardflugblätter, Unterschrif· 
,enliesten, ein Plabt (1,50 D~t ) und ein 
Chile· lnfo 1/8 1 mit Schwerpunkt zum U· 
Boot-Geschäfl (1,20 DM). Adrc:lsc: A5K, 
~fainzerLandslr. 15:6000 Frankfurt/~iain I, 
Tel.: 0611/ 234659 

Christen gegen Waffenexporte 

Zehntausende ~on Postkarten einer Christ· 
lichen Initiative gegen Gewaltpo]itik und 
Rohstoffe (Elsen), mit denen gegen den Bon· 
ner Rünungsexportboom protenieTl wurde, 
liefen seit Februar 198] im Bundeskanzler· 
amt ein. U.a. ging el den Initiato ren darum, 
den Strom von Protel ten gegen Waffenexpor· 
te bi l z:ur Saudi· Arabien· Reise Helmut 
Sehmidts Ende April dJ. nicht abreißen l>.U 
lassen: "Sehr geehrter Herr Bundeskanz:ler! 
Ich protestiere dagegen, Waffenlieferungen 
nach Argentinien, Chile oder Saudi Arabien 
zu genehmigen. Bille arbeiten Sie stattdessen 
für internationale Abmachungen 1:ur friedli· 
chen Nutz:ung und möglichst gerechten Ver· 
teilung der ""ertvollen Rohstoffe unserer 
Erdc l" So der Text der Protest·Postkarte. 
Die Initiative, die von der evangelischen 
Kirchlichen Bruderschaft im Rheinland und 
dem römisch·katholischen Euener Kreis uno 
terstützt wird, geht 1:urück auf die Erklärung 
von Christen zum 8. Mai 1980. Diese wurde 
in Essen von rund 1.000 Menschen unter· 
zeichnet (Kontaktadrcssc: M. Amold, Nciße· 
Sir. 4, 43 Euen I). HeUle konstatiert die 
Initiative, daß Bonner Waffenlieferungen 
mehr als "sittlich nicht vertretbar" (so die 
Evangelische Kirche), nämlich ah "lebensge· 
fiÜlrlich" l>.u verurteilen seien. 

Broschüre zur US-MittelamerikapolitJk 

Das Lateinamerikakomitee Duisburg hat im 
April 1981 eine Broschüre zur US·Außenpoli· 
til.; in Mittdamerika heraulgebracht. Die bei· 
den einführenden Kapitel charakterisieren die 
deneitige wcllpolitische Lage und analysie· 
ren das außenpolitische Konzept der Regie · 
rung Rcagan. Ausgehend von dieser Analyse 
werden die Auswirkungen dieses Konzepts 
auf Mitte]amerika und die Karibik unter· 
sucht. Ein Rückblick auf die AußenpolitikJ. 
Carters stell t dessen ,Jiberalere" Strategie 

den interventionischen Plänen R. Reagans ge. 
genüber. Im letzten Kapitel werden der Lern· 
prozeß der US·Strategen während der nikara· 
guanischen Revolution und dessen Auswir· 
kungen auf die heutige Politik beschrieben. 
Die über 50 Seiten starke BrO$chüre ist für 
3,- D~t zuzüglich Porto zu beziehen beim: 
Lateinamerikakomitee Duisburg, c/o Yvonne 
Ayoub, J ohanniterstraße 130, 4100 Duis· 
burg I. 

AAB-Seminar zu Südafrika 

Vom 5.·7. April dJ. fand in Ulm ein Seminar 
der Anti·Aparthcid·Bewegung über wirt· 
schaftliche Sanktionen gegen die Rassisten· 
republik Südafrika statt. Als prominenter 
Gast erläuterte der Führer des Ford·Arbeiter· 
Streiks bei Port Elizabeth, Thozamile Botha 
(SACTU), das Interesse der südafrikanischen 
Bcvölkerungsmehmeit an der Verhängung 
umfassender und bindender Sanktionen ge. 
gen Pretoria. 
Die Teilnehmer diskutierten U.3. bisherige Er· 
fahrungen bei Boykoltaktionen in der Bun· 
desrepublik und die Möglichkeiten zu ihrer 
Verstärkung. Auf dem Seminar wurden ver· 
schiedene Forderungen an die Bundesregie· 
rung und bundesrleutsche Banken erhoben, 
so U.3. die Btendigung des Doppelbesteue· 
rungsabkommens und der Exportkredite und 
·versicherungen durch das Henncs·Biirg· 
schaftssystem, die Einstellung der Bankan' 
leihen an Südafrika und ein InveSlitionsver· 
bot für westdeutsche Konzerne in Süd afrika 
nach dem Vorbild einschlägiger schwedischer 
Gesetze. Neben der Orientierung auf bereiu 
angelaufene Kampagnen (Krügerrandboy· 
kott, FTÜChteboykott) wurden auch neue Ak· 
unte gesetzt. So soll bei de r Dresdner Bank 
protestiert werden, die kUrzlieh die Aktien­
mehrheit der größten Bank im btsetzten 
Namibia, der SWA·Bank, erworben hat und 
dam it direkt zur Finanzierung der südafrika· 
nischen Okkupationspolitik beiträgt. 

Beim Fcstival der Jugend, das am 19, / 20. 
J uni 1981 in und um die WestfalenhaUe 
in Dortmund stattfindet, gibt es un ter an· 
derem politische Information, Lieder und 
Rock aus der Dritten Welt. Neben Angela 
Davis dürfte Miriam Makeba (Siidafrika), 
die "Queen of Soul", zu den Top-Stars 
des Internationalen Solidari tätskonzerts 
gehörtn. Mit von der Partie sind auch 
J ames Madhlope Philips (Siidafrika), der 
Bremer Chor "Die Zeitgenossen", die sal· 
vadorianische Gruppe "Banda Tepcuani" 
und die ant ifaschistische chilenische 
Rock·Gruppe .. Los Jaivas". Dabei sind 
auch die Befreiungsbewegungen aus Süd· 
afrika, EI Salvador, Nikaragua. Bolivien, 
Uruguay, Olile, Palästina und der West· 
sahara - und das Al B. 
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Kurzinformationen 
21mbabwe 

Als vollen Erfolg wertete Ende Män: dJ. die 
Regierung Zimbabwe~ den Ausgang einer 
fünrtägigen Konfercru: über Wiederaufbau 
uoo Entwicklung. Ober 30, vor allem westli· 
che Staaten und ein dutzend internationale 
Organisationen hallen auf der Konferenz 
Zimbabwc Kredite in Höbe von 1,4 Mrd Dol­
lar zugesichert, wodurch sich sein Kreditvolu­
roen auf 1,9 Mrd Dollar seit der Unabhängig­
keit erhöht. Ober weitere Kredite sozialisti­
scher Länder wird deneit in bilateralen Ge­
sprächen ve rbande!!. 
Die größtenteils projektgebundenen Gelder 
und Warenkredite sind vorgesehen für den 
Aufkauf von nicht bestelltem, weißem Farm­
land, fUr die Unterstützung der Wiederansied­
lung von Bauern, die im Befreiungskrieg 
durch die rassistischen Regierungen vertrie­
ben worden waren. Insgesamt sollen in einem 
Drei·J ahresplan 40.000 afrikanische Familien 
umgesiedelt werden. 
Ein Tei l der Gelder muß schon jet:;;:! ander· 
weitig als vorgesehen verwendet werden, 
nachdem die südafrikanische Regierung un° 
mittelbar vor einer Rekord·Maisemte entlie· 
hene Lokomotiven aus Zimbabwe zurückzog 
und alle Zollpliiferenzen aufhob. 

UNO-Afrika 

Am 9. und 10. April 1981 tagte in Genf eine 
von den Vereinten Nationen. dem Hohen 
Flüchtlingskommissar der UNO (UNHCR) 
und der Organisation fur Afrikanische Ein· 
heit (OAU) einberufene Afrika·Flüchtlings· 
konferenz. An ihr nahmen Vertre ter von 82 
Ländern teil. 
Ziel der KonferelU. war es, die Aufmerksam· 
keit der Weltöffentlichkeit auf das Schicksal 
der über !I Mio Menschen zu lenken, die ge. 
genwärtig in afrikanischen Flüchtlingslagern 
leben, und zusätzliche Finanzmittd zur Uno 
teutützung der Flüchtlingsprogramme zu mo­
bil isieren sowie den Asylländem Beistand zu 
leisten. 
Als wichtigstes Ergebnis der Konferenz 
können kurzfristige Zusagen finanzieller Mit· 
tel in einer Höhe von !l60 Mio Dollar gesehen 
werden, wovon allein 28!1 Mio Dollar bis zum 
Ende nächsten J ahres IIOn den USA aufge· 
bracht werden sollen. Umst ri tten war das 
Vorhaben der USA, diese Mittel flir Flücht· 
lingsumsiedlungsprogramme zu einem großen 
Teil in eigener Regie (ohne den UNHCR) zU 
verwenden. Ndx:n dem Fliichtlingsschwer· 
punkt im Grenzgebiet Äthiopien/Somalia (et· 
wa 1,5 Mio Flüchtlinge) stammen allein 2 der 
5 Mio afrikanischen Flüchtl inge aus dem 
Süden Afrikas, darunter 200.000 in Tansania 
aus Ruanda, Burundi, Uganda und Südafrika 
und etW"d 100.000 in Angola aus Namibia. 

• 
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Mauritius 

Die l!:lsel Mauritius, mit 2.04~ qkm knapp so 
groß wie das Saarland, tlihlt 0,9 Mio Einwoh· 
ner, ,lU 70% hinduistische Inder, aMomten 
Mischlinge (Kreolen) und europäische Sied· 
ler. F-ranzösische und britische Pflanzer, briti· 
sche Konzerne beherrsehen den monokultu· 
Teilen Zuckerrohranbau, internationale Kon· 
zerne das Tourismusgeschäft zumal mit Süd· 
afrika . Regiert wird Mauritius von einer Koa· 
lition aus der prosüdafrikanischen Arbeiter· 
Partei und der Sozialdemokatischen Partei 
(PMSD) der Pflanzer und Besitzenden. 
Stärk;!Ie Fraktion im Parlament ist jedoch die 
Militante Bewegung IIOn Mauritius (MMM), 
die n-lm mit der neuen, vor allem die Hindu 
mobilisierenden Sozialistischen Partei (PS~1 ) 
ein Bündnis tur die eigent lich noch rur 1981 
vorgelehencn Wahlen abschloß. Im gemein· 
samen allerdings widersprüchlichen -
Wahlprogramm, das bei einem wahrschein· 
lichen Sieg realisiert werden soll, sind u.a. 
Maßnahmen vorgesehen wie Teilnationalisie· 
rungen im WirtschafUbereich, die Reduzie· 
rung der Bindungen an Siidafrika, die Ver· 
lIärkung der Kampagne zur Rückgewinnung 
des \'on den USA militärisch gepachteten 
Archipels Diego Gan:ia und eine nichtpakt· 
gebut,dene Außenpolitik. 

Namibia 

Nach dem Scheitern der Genfer Namibia· 
Konferenz vom Januar 1981 an der starren 
Haltung Südafrikas (siehe AlB 3/1981, S. 
36-37) verbreiterte sich die Front der Gegner 
der Rassisten und fanden sich d ie fünf in der 
sog. Kontaktgruppe zusammengeschlossenen 
We$lrnlichte weiter isoliert. 
Anfang März dJ. wurde Südafrika wiederum 
aus d er XXXV. UN·Vollversammlung ausge· 
schlol.scn; mit überwältigender Mehrheit wur· 
den der Siidwestafrikanischen Volksorganisa· 
tion (SWAPO) volle Unterstützung im Befrei· 
ungskampf zugesichert sowie Sanktionen ge· 
gen ökonomische, militärische und nukleare 
Zusammenarbeit mit Südafrika beschlouen. 
Folglich mußte Ende April dJ. der UNo 
Sichet:heitsrat über die bindende Wirkung die· 
ser B"schlüue entscheiden. Fünf Anträge der 
afrikanischen Staatengruppe rur den soforti· 
gen R ückzug Siidafrikas aus Namibia, generel· 
le Wiiuchaftuanktionen, Olembargo, Waf· 
fenboykott und überwachung des Einhaltens 
dieser Sanktionen wurden wieder einmal 
du rch ein Veto der USA. Großbritanniens 
und Frankreichs zurückgewiesen. Nun steht 
eine UN60ndertagung zum Namibia·Problem 
zu erwarten. 

Zentralafrika 

Seit dem Sturz des Kaisers Bokassa durch 
Frankreich 1979 und seinem Einflug hatte 
Zcntra.lafrikas neuer Präsident David Dacko 
- selbst früher Bokassa·lkrater - alles daran 
gesetzt, Paris gefügig zu sein. Folgerichtig hat 
er seither die Entfaltung einer demokrati· 
schen Opposition nach Kräften behindert 
(vgl. AlB 2/1980, S. 35). Für die im März. 
198 1 angesetzten Wahlen Irdlt er als 
"Wuns..;hkandidat der Pariser Regierung" 
(Franl(furter Allgemeine, 18.3.1981), dem· 
selben, Blatt sogar seine übergangs regierung 
als " Diktatur" (30.1. 198 1). Mit knappen 
50,23'fO gewann Dacko am I!I. März 198 1 
planmäßig die Wahlen vor seinem Hauptkon· 
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kurrenten, dem linksliberalen Ange Patasse 
und seiner Bewegung für die Befreiung dei 
u:ntralafrikaniKhen VolkC$ mit 38, 1 I%. Ab· 
geschlagen ( 1,42%) wurde Dr. Abc! Goumba, 
Kandidat der progressiven Patriot ischen 
Front Oubangir, der 15 J ahre im Exil gelebt 
hatte. Protestkundgebungen in der Bevölke· 
rung und der Vorwurf der Manipulation ge­
gen Dacko waren die Folge. 
Dacko bedankte sich umgehend in Paris. Das 
Satire·Blatt _ Lc Canard enchain':" hatte An· 
fang dJ . in der Affire um Bokassas Diaman· 
tengeschenk an Präsident Giscard diesen zu 
der Behauptung bewogen, er habe die 
Schmucksteine verkaufen und den Erlös dem 
Roten Kreuz in Zenlralafrika zukommen las· 
5Cn. Dieses indes wußte auf Anfrage von ei· 
ner solchen Spende nichu. Prompt lieferle 
Oacko eine vorgebliche Empfangsbescheini· 
gung und - unmittelbar nach gewonnener 
Wahl - die Auflösung des Vorstandes des 
Roten Kreuzes dazu. 

Ägypten 

In den Tagen vor der Kairo-Visite des USO 
AußenministeTl Alexander Haig (6.4.1981) 
ließ das Sadal·Regime rund 70 Führungsper· 
sön1ichkeiten der Opposi tion inhaftieren. Da· 
runter finden sich Hussein Abd Rabu und 
Erian Nassif von der Nationalprogressiven 
Partei, Nabil EI I1i fali und Moubarak Abdou 
Fadl von der Ägyptischen Kommunistischen 
Partei, die GewerkschaftstUhrer Abdel Hamid 
AI Scheich und Atia EI Seirafy sowie die be· 
kannte Schriftstel!CTin Farida EI Nakuch. 
Die Verhafteten wurden in das Gefängnis AI 
Kalaa, die Zitadcl!e von Kairo, verrrachtet, 
welche dem Direktorium der Politischen Ge· 
heimpolizei unterstdlt ist. Die Inhaftierten 
werden mißhandelt. 
Dahinter steht eine erhöhte Nervosi tät des 
Sadat·Regimes angesichts der Vereinhcitli· 
chungstendenzen (Grundung Nationaler 
Front im April 1980, siehe AlB 6/1980, S. 
16ff.) und ofrenbaren Verbreiterung der 
Opposition gegen Anwar al Sadat. Zeichen 



dessen waren Masscnprotcstc im Februar und 
März 1981 gegen eine israelische Buchauutel­
lung bzw. während der Internationalen Indu· 
strie· und Agrarausudlung in Kaira. Das 
zeigt weiter die breite Verurteilung der Sa­
dat-Offcrtcn an die USA zw Einrichtung VQß 

US-Militärbasen auf ägyptischem Boden an. 
Und das reflektiert schließl ich der nunmehri­
ge Obergang der parlamentarischen Opposi­
tionspartei Shukrys, der liberalen sog. Sozia­
listischen Partei der Arbeit auf cine ablehnen­
de Haltung gegen Sadats Camp-David-Kurs. 

libanon 

Im April 1981 kam es :tUT emu.:".:n Krisen­
zuspitzung im "Land der Zedern" seit dem 
israelischen Siidlibanon-Kricgszug vom Män 
1978. Israels Luftwaffe flog wiederholte 
Bombenangriffe nicht nur auf Palästinenser­
lager und -stellungen (Sidon, Nabatijeh u.a.), 
sondern auch erstmals auf Stellungen der 
syrisch majorisierten Arabischen Friedens­
streitmacht im Raume Zahle (Ostlibanon) 
und Beimt. Analog gingen die Milizen des 
Separatisterunajors Haddad (im Süden) und 
die Rechtsmilizen unter dem Kommando des 
Führers der faschistischen Falange, Bechir 
Gemayd (Beirut. Zahle UIW.), die bc:ide vom 
i,radischen Armee-Oberkommando umer­
uützt werden, zum Angriff auf Positionen 
da Libanesischen Nationalbc:wegung, der 
Palästinensischen Befreiungsbewegung (PLO) 
und der Arabischen FriedenS5treitmacht 
über. 
B. Gemayd rief Mitte April dJ. offen zu "ei­
ner Endlösung im libanesischen Bürgerkrieg" 
auf, das hieBe Austreibung der Syrer und Pa­
lästinenser. Die Regierungen Frankreichs und 
der USA (Aulknminister A_ Haig) assistenen 
diese:m Vorhaben, indem sie den Vorschlag, 
die syrischen Kontingente durch französische 
oder westeuropäische bzw. französisch­
amerikanische Truppenverbände zu ersetzen, 
ins Spiel brachten (vgI_ Afrique Asie, Paris, 
27.4.198 1)_ 

Israds Premier M. Begin drohte Anfang Mai 
dJ. mit einer großangelegt.en Militärinterven­
tion für den Fall, daß Syrien seine nahe Zahle 
stationierten SAM-2- und SAM-6-Abwehrra­
keten (eine Gegenmaßnahme auf Israds Dau­
erbombardements und Abschuß zweier syri­
scher Hubschrauber) nicht wieda abzöge. 
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USA-Naher Osten 

US-AuBeruninister Haig war auf seiner Nah­
ost-Reise: (Ägypten, Israd, Saudi Arabien, 
Jordanien) vom 4.-8. April dJ. kein voller 
Erfolg beschieden. Sein Konzept, für alle Be­
teiligten einen gemeinsamen Nenner auf da 
Grundlage eines sog. "strategischen Konse:ns" 

A. H." bei AJypt .... A .• I-s.,do, 

gegen die vermeintliche Hauptgefahr Sowjet­
union zu finden, ging nicht auf. Für die Kö­
nigshäuser Jordanieru und Saudi Arabiens 
wie für die groBe Mebrheit der arabischen 
Welt bleibt dies der Annexionskurs Israel, 
oder zudem der US-Interventionismus. Sie 
lehnten ein Einschwenken auf das Cam~ 
David-Scparatgeschäft da USA, Israds und 
Ägyptens, das oach den israelis<:hen Wahlen 
Ende Juni 1981 fortgefUhrt werden soll, wei· 
ter ab. 
Positiv nahm man in Tel Aviv wie in Kairo 
den Vorschlag der Reagan-Administration 
auf, mit der israelischen Räumung des noch 
besetzten Restgebietes auf dem Sioai dort 
eine US-Streitmacht von etwa 2.000 Mann 
nebst zU$lltz lichen US-Luftwaffeneinheiten 
zu stationieren. Obendrein gab. A. aI Sadat 
seine Zustimmung zum Nutwngs- und Aus­
baurecht Wa!ihingtons für den Luft · und Ma­
rinestützpunkt Ras Banu am Roten Meer -
für ein Drinkgeld von 300 bis 400 Mio Dollar 
(U.S. News & World Report, Washinglon, 6. 
und 20.4.1981). Beide! aber sind Stützpfeiler 
auch für die US-Eingrciftruppe um den Per· 
sischen Golf und den Indischen Ozean. 
Im übrigen halten Israel und Ägypten im 
Auslarnhhilfeprogramm Wa!ihingtons die ab­
solute Spitze: für 198 1 will die Reagan­
Administration Israel allein 2,18 Mrd Dollar 
und Ägypten 1,65 Mrd Dollar an "Sicher­
heit!ihiICe" bereitstellen. 

Thailand 

In Thailand ist im April dJ. ein Putschver· 
such des stellvertretenden Heereschefs Gene­
ral Sant und einer Gruppe reaktionärer Offi­
ziere gegen den Miniuerpräsidentm und 
Oberbefdll!ihaber General Prem Tiruulanon­
da gescheitert. Der Puuchversuch war zum 
Scheitem verurteilt, da die Putschisten nur 
die in Bangkok stationierten Anneeinheiten 
auf ihre Seite b ringen konnten. 
Kommentatoren aus dem dem bc:nachbarten 
Indonesien machten die VR China für den 
gescheiterten Putsch verantwortl ich. In der 
Tat war der Putsch von Peking auch offen 
begriißt und verfrüht als geglückt gefeiCTt 
worden. Damit sollte General Prem, obzwar 
er rechts steht und gute Be~iehungen zur Re­
gierung Reagan unterhält, durch den militant 
antikommunistischen General Sant abgelöst 
werden. Ein Grund: Prem widersetzt sicb of­
fenbar dem militärischen Konfrontationskurs 

Kurzinformationen 

gegen Kampuchea und Vietnam, wie er von 
den USA und der VR China geplant ist. Nach 
dem Scheitern des Put.sches hat San t nicht 
von ungefahr in den USA um politisches Asyl 
gebeten. 

Chile 

Am 21. April 1981 traten in dem chileni­
schen Kupferbergwerk EI Teniente und ande­
ren Minen mehr als 10.000 Arbeiter in den 
Streik. Sie hatten das Angebot der Pinochet­
Ikhörden von 2% Lohnerhöhung abgewiesen 
und 18% gefordert. Die Sprecher der Strei­
kenden verbanden die Lohnforderung mit 
Kritik an der faschistischen Arbeil5gesetzge­
bung, dem sog. Arbeitsplan vom Juli 1979 
(siehe AlB 9/1980, S. 17ff.). 
Die EI·Teniente-Arbeiter, die zuletzt im Ja­
nuar 1980 eine Lohruteigerung von 9% per 
Streik durchsetzten, befÜhren einen neural· 
gischen Punkt der Stabilität des Pinochet· 
Regimes. Denn rund 50% der staatlichen 
lXviseneinnahmm kommen aus dem Kupfer­
export und in EI Teniente wird allein ca 1/3 
des chilenischen Kupfers gefördert. Pinochet, 
der sich am 11. März 1981 zum Präsidenten 
für weitere 8 Jahre hatte inthronisieren lassen 
und damals den Ausnahmezustand fUr ein 
weiteres Halbjahr verlängert hatte, vennied ­
zumindest bis AnfangMa.i dJ. - e ine direkte 
Einschaltung in den Arbc:itskonnikt. 

EI Salvador-Honduras 

Ein grausames Massaker, nu r vergleichbar mit 
Jenen der US-Armee im Vietnamkrieg 
1964-73 (My Lai u.a.) gab im April 1981 die 
Nachrichtenagentur Salpress bekannt: 1450 
Frauen, Greilt und Kinder wurden jüngst an 
der honduranisch-salvadorianischen Grenze 
von Militäreinheiten bei der Länder grausam 
ermordet. Diese "Operation Sandwich" ge­
nannte Aktion richtete sich nicht gegen die 
salvadorianischen Guerilleros, sondern gegen 
eine wehrlose Zivilbevölkerung. Sie war von 
den Bombardements der salvadorianisch­
honduranischen Luftstreitkräfte geflüchtet, 
und wurde dort in Höhlen von der Soldates· 
ka e rstickt und zusammengeschossen. 
Das honduranische Koordinationszentrum 
der Solidarität mit EI Salvador klagte eben­
falls den furchtbare n Massenmord an. Es hat­
te schon vor Wochen vor den Absichten der 
USA gewarnt, die Anneen von Honduras und 
anderen mittelamerikanbchen Staaten in den 
Vernichtungskrieg gegen die salvadoriani­
schen Volkskräfte miteinzubeziehen. 
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Begins Schelte tür den Bundeskanzler 
Dem Saudi·Arabie .... B<:such von Bundeskanzler Hdmut Schmidt 
vom 27.-29. April dJ. widerfuhr ein spcktalmläres Nachspiel. Dafür 
.orgle eine extraordinäre Schelle des israelischen Minincrprüi­
denten Mcoachim Begin. 
Auf eineT Wahlkund~bung des konservativen Likud-Blocks vom 3. 
Mai dJ. attackierte er: "Scbmidl muß in Saudi Arabien rechl 
lukrative Geschäfte, in b~UII auf Erdöl und wohl aucb auf Waffen, 
g.mtacht haben, die Kin Erinnerungsvermögen bccinflußlcn ... E. ist 
nackte Arropnz und Frechheit, meiner Generation, der Generation 
der Vernichtung (unler dem Nazi-Regime; d. Red.) und der jüdi­
schen Wiedergeburt, zu sagen, daS Deutschland eine Schuld gegen­
über den Arabem hat." An gleicher Stdlc w;l.rf er H. Schmiel! vor, 
aus Habgier nach Geschähen mit Rlistungsuportcn und OlmiUiar­
den die ,,Mörderorganisation PLO als Partner bei Verhandhmgen 'tu 
aheptieren" und das paläSlinensische Selbstbestimmungsrecht zu 
unterstützen, "auch, _nn Israel dabei unll~r~ht". Uedioth 
Acharonot, 4.S.198 1) 
Die zudem von M. Begin eingestreuten Anspielu~n auf persönli· 
ehe Vergehen da Wehrmachtsoffiziers Schmidt im 2. Weltkrieg 
brachte er in einem Rundfunk-Interview vom 75.1981 auf den 
Nenner: Der Kanzler habe nie seinen Treueeid auf Hitler gebro­
chen. Er sei ein guter Soldat der Wehrmacht an der Ostfront ge. 
wesen, wo die meisten Juden ennordet worden seien und nun ver­
bünde er sich mit den Saudis, obwohl sie Israel den "heiligen 
Krieg" erklärt hällen. 
Starker Tobak, zweifelsohne. A~r M. Begin, der einsti~ Chef der 
zioniJtischen TefTorgroppe Irgun, blieb mit seiner Kritik nicht aJ­
lein. Den "Isnelis aus der Seele" (Maariv, S.5.1981) sprachen auch 
Staatspräsident Navon, der H. Schmidt "Ignoram:" ge~nijber der 
Geschichte Israels vorwarf, oder der sozialdemokratische Partei­
vorsitzende Simon Peres, der wegen des Kam:lers proarabischen 
Aulkrungen "Zweifel an der Ernsthaftigkeit seiner soziaJiHischen 
Wertvoutellungen" anmddete. 
Bundesregiaung und die Bonner Partei,m wiesen in der Bundenags­
debatte zu H. Schmidu Regierungserklärung vom 7.5.1981 Begins 
"Ausfälle" (so CDU-Vorsitzender H. Kohl) ~schlosscn zurück. Der 
Gescholtene selbu verkniff sich Zornesausbrüche, plädieru für 
,,Mäßigung, Vernunft" und merkte an, Bonn sei der "besonderen ... 
Qualität der deutsch-isradischen Beziehun~n" stels tteu geblieben. 
Inwiefern wat M. 8cgin "untreu" geworden? 

Nahum Goldmann, der Ehrenpräsident des JUdischen Weltkongres­
ses, wies mit Recht daraufhin, Tel Aviv sollte wissen, was es gerade 
auch dem Sozialdemokraten H. Schmidt zu danken habe. Seit 1949 
hielt sich die BRD stramm proisraelisch. Sie gab - ne~n etwa 60 
Mrd DM Wiedergutmachung an von den Nazis verfolgten Juden -
bis Ende der 70cr Jahre 10 Mrd DM Wirtschafts-- und Riistungshil­
fen an Israel unbcschadet seines Kriegskurses; also die zweitgrößte 
Auslandiihilfe hinter den USA überhaupi. H. Schmielt !leIbst vertei­
digte namens der SPD-Fraktion den israelischen Eroberungskrieg 
im Juni 1967 vor dem Bundestag. Bonn und seine NATO·VerbUn­
delen stützten lange Jahre uneingeschränkt Israels Besau:ungspoli­
tik (Westjordangcbictf), !leinen Militärintel"Yentionismus im Liba-

non U$W_ - "Schuld" genug gegenüber den arabischen Betroffenen, 
voran ~genüber dem !)illästincruischen Volk. 
Als nach dem Oktoberkrieg 1973, d.h. mit dem erstmaligen Einsatz 
der arabischen Olwaffe und der Aufwertung der PLO, ein westli­
chef; Abrücken von der einseitigen Israel-Stützung hin zu einer ,,aus­
~wo~neren" Nahostpolitik eiMetzte, trat Bonn inne~halb der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) als Brem!ler ~genU~r Frankreich 
auf. Ob sich dies nun :indert. da der Kanzler in Riad einige for­
schere Töne annimmtc, bleibt abzuwarten. Erst einmal müsscn 
Taten folgen ... 
Im Gespräch mit den Sauds hatte H. Schmidt das pal~tinensische 
Selbstbestimmungrecht (einschließlich des Rechts, "sich staatlich 
zu organisieren" ) und das Recht der PLO auf Verhandlungsbeteili­
gung nicht mehr bestritten. Damit entspricht er der momentanen 
Position der EG, die eine Zwischenposit ion zwischen der UN-Platl­
form zur Palästina frage und dem festgefallrcnen Separatkurs der 
USA, Israels und Ägyptens (Camp-David-Pro:r.eß) ist, ohne diesen 
ausdrücklich abzulehnen oder a~r die zionistische Unterdrückung$­
politik in den beset'tten Gebieten zu verurteilen_ 
M. Bcgins Schelte für den Kam:!er ist so gesehen eine "eltvertre­
tende Schelte rur die EG. 

"Große Warrenexporte " an die Sauds \1C':rtagt 

Geradeso dcplazien in die Begin..schelte in punkto Waffenexpone 
nach Saudi Arabien. Das groBe Panzer~schäft, d.h. die von Bonn 
1980 in Aussicht gestellte bundesdeutsche Lieferung von 300 
Leopard 11, mußte H. Schmidt in Riad "vorerst" einmaJ abt.a.gen 
bzw. IfCrtagen. Zu stark war der Druck der hiesigen Protestbewe­
gung gegen die damit w:rbundenen Bestrebungen, die BRD·Waffen­
exporte in die Dritte Welt (siehe M. Brzoska in AlB 311981, S. 4ft) 
schrankenlos zu machen. Zu stark auch gerieten die Widerstände 
!leitens der proisradischen Lobby bis in die SPD-Spitze hinein. 
Gewiß, das Ringen um das Panzer~schäft und die Waffenexport­
frage ist "keineswegs endgiiltig vom Tisch" (Wiruchafl5minister 
Graf Lambsdorf). Gewiß auch leistet Bonn mit der Ausbildung und 
Ausrüstung einer sog. "Anti-Terrortruppe" in Saudi Anbien sowie 
mit "kleinen Waffen" und elektronischen Obcrwachungssystemen 
an das saudische Königshaus eine verwerfliche Hilfe zur Unter­
drückung des inneren Volkswiderstandes und der benachbarten Be­
freiungsbewegungen. Damit leislet Bonn seinen Beitrag zur ar~its-­
teiligen gegenrcvolutionären ,,stabilisierung" am Persischen Golf 
Wld zum Anheizen der ohnehin hochspannungsgdadenen Ölregion. 
Allerdings geht der Bäunanteil der saudischen Waffem:ufuhr seit 
Jahren auf das Konto Frankreichs, der USA und Großbritanniens. 
Die britische Premierministerin Margrct Thatcher hat im April dJ. 
in Riad "große Rüstungsexporte" bis hin zum Kampfflugzeug Tor­
nado (britisch-bundesdeutsch·itaiieniJcne KoprOduktion) ansebo-­
ten. Und schließlich hat zugleich die Reagan·Administration den 
Sauds den Verkauf von S AWACS-ÜberwaChungsnug:r.eugen zu~­
sichert (die Bestätigung durch den Kongreß ist freilich fraglich). 
Nur, wenn die heTTSChenden Kreise Israels nun befürchten, diese 
hochentwickelten Waffen könnten von den Sauds auch ~gen Israel 
w:rwandt werden, warum schlagen sie dann nicht vor allen anderen 
gegen die USA und Großbritannien? Warum traf die Schelte dann 
nicht A. Haig, der noch prononderler aJs der Bundeskanzler Begin 
störende Unnachgiebigkei l bzw. strategische Kurzsichtigkeit vOr­
hielt, stöuud, weil Tel Av,v mit seinen Furoren gegen die imperiali­
stische Aufrü!ltung der Sauds den Zugriff der Westmächle am Golf 
erschwert. 

Auch hier gilt: Die Schelte fUr H. Schmidt ist eine stellvertretende 
Schelte, die hier die anliscmitischen Vemrcehen des deutschen 
Imperialismus als Vorwand bemüht, für die Westmächte. Die 
Reagan, Thatcher und Giscard d'Estaing aber sind eigentlich noch 
größere "Frechheiten". 




